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Das Hilfsprogramm für die Landwirtschaft
Nach den Beschlüssen des Reiche-was

Von Dr. F. Anders.

Die Agrarkrise in Deutschland ist kein Problem, mit dem

sich lediglich die unmittelbar betroffene Berufsschicht ausein-

anderzusetzen hätte. Bei der engen Verflechtung der Land-

wirtschaft mit allen Wirtschaftszweigen wir-d eine langwäh-
rende Notlage der Landwirtschaft notwendig auf alle Er-

werbsschichten ausftrahlen. Einmütigkeit besteht darüber, daß
ihr geholfen werden muß. Nur über die Mittel und Wege,
wie dies geschehen soll, gehen die Ansichten auseinander. Kein
Wunder, daß auch die Urteile über die praktischen Auswir-

kungen der letzten Reichstagsbeschlüsse alles eher als ein-

heitlich sind. Suchen wir uns einmal unvoreingenommen ein
Bild zu machen von den gefaßten Beschlüssenund ihrer vor-

aussichtlichen Bedeutung für die Überwindung oder min-

destens für die Milderung der Agrarkrise.
Eines der schwierigsten Probleme bei der Aufstellung

eines landwirtschaftlichen Notprogramms war die Regu -

lierung der Getreidepreise. Im Mittelpunkt des

Kampfes stand hier lange Zeit das Getreidemonopol, das von

verschiedenen Seiten als die beste Lösung angesehen wurde, um

eine Stabilität der Getreidepreise auf die Dauer zu erzielen.
Die Monopolidee schseiterte schließlich,weil sie in der vor-

geschlagenen Form nicht zu verwirklichen war. Auch wäre
es nicht möglich gewesen, auf dem Wege des Monopols der

Landwirtschaft »die sofortige Hilfe für die nächste Ge-
treideernte zu bringen, die von allen Seiten als unbedingt
notwendig bezeichnet wunde. Man mußte also die Lösung
auf einem anderen Wege versuchen, nämlich auf dem Wege
der Handels- und Zollpol·itik. Wie ist nun diese Regelung
gedacht? .

Durch eine Verordnung der Reichsregierung vom

2. Juli 1929, die mit Zustimmung des zuständigen Reichs-
tagsausschiusses erlassen wurde und am Io. Juli d. J. in Kraft
getreten ist, werden zunächst die Zwischenzölle für
G etr eide beseitigt. Dadurch werden die derzeitigen Zölle
für Roggen ivon 5 auf 6 RM-.., für Weizen von 5 auf 6,50 RM.,
für Hafer von 5 auf 6 RM je dz erhöht. Dies gilt jedoch nur

für Vertragsländer. Für Länder, mit denen wir keinen

Handelsvertrasg haben, wie z. B. Kanada und Australien, er-

höht sich der Zoll für Roggen und Hafer auf 7 RM., für
Weizen auf 7,50 RM. Nebenbei sei bemerkt, daß die Futter-
mittelzölle im Interesse der kleineren und mittleren Land-

wirtschaft unverändert bleiben. Durch die Kündigung des

Handelsvertrages mit Schweden zum 15.- Februar 1950 ist
gleichzeitig der Weg frei gemacht für das Inkrafttreten der
autonomen Getreidezölle.

Wichtig ist ferner Aufhebung der Bindung des M ehls
zolles in dem Handelsvertrag mit Frankreich-. Der ein-

schlägige Beschluß des Reichstages gibt der Reichsregierung
die Ermächtigung zur vorläufigen Inkraftsetzung einer neuen

Vereinbarung mit Frankreich (zunächstfür ein halbes Jahr)
und zu einer neuen autonomen Zwischenzollregelung für
Mehl (unter Aufrechterhaltung der bisherigen Relation

zwischen Getrei-de- und Mehlzoll). Durch das am 27. Juni
abgeschlossene Zusatzabkommen zum deutsch-französischen
Handelsvertrag ist die bisherige Bindung des Mehlzolls auf
11,50 RM. je dz beseitigt. Durch eine Regierungs-verordnung,
die am Io. Juli in Kraft getreten ist, ist gleichzeitig der auto-

nome Zoll für Mehl auf Irr-So RM. je dz festgesetzt worden.

Weiter ist beschlossen worden, den V ermahlungszwang
mit der Möglichkeit des Beimiahlungszwanges für Weizen
einzuführen. Durch gesetzliche Regelung wevden die deutschen
Mühlen angehalten, mindestens Zo v. H» in der Zeit vom

I. August bis Zo. November sogar 40 v. H. deutschen Weizen
zu ver-mahlen. Für den Fall, daß dieser Zwang nicht aus-

reicht, um die Nachfrage nach deutschem Weizen entsprechend
zu steigern und für die deutsche Landwirtschaft rentable Preise
zu erzielen, ist der Reichsminister für Ernährung und Land-

wirtschaft ermächtigt, anzuordnen, daß die deutschen Müshlen
bei der Herstellung von Weizenmehl zum mindesten 30 v. H.
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deutschen Weizen verwenden. Diesen letzten Schritt aber

hofft der Reichsminister für Ernährung und Land-wirtschaft
vermeiden zu können, da ihm u. a. die Großmühlen im Rhein-
lande zugesichert haben, daß sie in Zukunft jährlich 300 000 t

deutschen Weizen mehr vermählen wollen.

Schließlich hat der Reichstag zur Bewegung d er

Getreideernte für die Zeit bis zum 51. März 1930
einen Betrag von ZZ Millionen RM. zur Verfügung gestellt.
Für den gleichen Zweck sollen im Haus-halt des Reichs-
ministeriums für Ernährung und Landwirtschaft für das

Etatsjashr 1930J31 weitere 7,5 Millionen RM. bereitgestellt
wer-den. «

Es ist anzunehmen, daß die genannten Maßnahmen, die

sofort in die Tat umgesetzt werden, dazu beitragen, für die

Landwirtschaft eine günstigere preisbasis sowie eine bessere
allgem-eine Lage auf dem Getreidemarkt, vor allem für
Weizen, zu schaffen. Auf keinen Fall aber ist mit einer der-

artigen preissteigerung zu rechnen, daß eine Verteuerung
des Brot-es befürchtet wer-den müßte.

Um die Bedeutung dieser Hilfsmaßnahmen für die ge-
samte Landwirtschaft beurteilen zu können, muß man davon

ausgehen, daß die Getreidewirtschaft zwar einen bedeutenden
und wichtigen Teil der deutschen Landwirtschaft darstellt, daß
sie aber insgesamt nicht mehr als 25 v. H. des Gesamtwertes
der Agrarproduktion ausmacht. Weit wichtiger, insbesondere
für die bäuerliche Wirtschaft, ist die R i n d v i e h -

, Milch -

und Schweineerzeugung Diese drei großen pro-
sduktionszweige erreichen nahezu drei Viertel des Gesamtwertes
aller· agrarischen Erzeugnisse. Das Notprogramm des Reiches
mit dem daran anschließen-denProduktionsumstellungss und

Absatzförderungspr«o.gramm,das im ganzen auf fünf Jahre be-

rechnet ist und eine Gesamtaufwendung von 100 Millionen
Reichsmark bedeutet, sieht hauptsächlich auf den genannten
Gebieten organisatorische Maßnahmen zur Verbesserung der

produktion und zur Förderung des Absatzes in großem Um-

fange vor. Wir stehen bereits mitten in einer vollkommenen

Umstellung der Milch- und Molkereiproduktion und damit

auch in einer Reform der Vieh-wirtschaft überhaupt. Für die

erfolgreiche Durchführung dieser Arbeiten ist ein vorüber-

gehend verstärkter Zollschutz gegen die wachsende Konkurrenz
des Auslandes erforderlich. Mit Rücksicht darauf hat der

Reichstag beschlossen, den Butterzoll, der bisher auto-

nom 30 RM. und für die Vertragsländer 27,50 RM. je dz

betrug, vorübergehend auf 50 RM. je dz zu erhöhen mit der

Maßgabe, daß dieser Zollsatz in den Handelsverträgen bis

zum 31. Dezember 1933 überhaupt nicht, bis zum 31. De-

zember 1935 nicht unter 49 RM. und von da ab nicht unter

Zo RM. je dz ermäßigt wer-den darf. Der Zoll für
Rahm soll zwei Drittel des Zollsatzes für Butter be-

tragen. Der erhöhte Butterzoll ist als Erziehungszoll ge-
dacht und soll der deutschen, überwiegsend in Klein- und
Mittelbetrieben gepflegten Milchwirtschaft die Umstellung zur
Qualitätserzeugung ermöglichen. In den Dienst der Quali-
tätsverbesserung wird sich auch das neue Reich smilch-
gesetz stellen, das demnächst dem Kabinett zugehen wird.
Das Ziel aller dieser Maßnahmen ist, die inländische Milch-
und Butterproiduktion nach und nach so zu steigern, »daßsie
in der Lage ist, die Einfuhr an Milch- und Molkereiprodukten,
für die jährlich im Durchschnitt rund 500 Millionen RM. ins

Ausland wandern, allmählich zu ersetzen.
Die Anglseichsung der Lebendviehzölle an

die Fleiss chz ölle mußte bis zur Herbsttagung des

Reichstages zurückgestelltwerden, weil die Regierungsparteien
sich darüber einig waren, daß eine sofortige Regelung mit

Rücksicht auf die bestehenden handelspolitischen Bindungen
nicht möglich sei. Es ist aber ein Ausschußantrag an-

genommen worden, mit Dänemark in Verhandlungen einzu-
treten, um die Einfuhr von dänischem Rindvieh, die in den

letzten Jahren in erheblichem Maße auf die deutschen Vieh-
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märktse gedrückt hat, in«·den Monaten August bis November
einzustellen. Eine ähnliche Regelung hat bereits vor dem

Kriege bestanden. ,

.

»

Das bisherige zollfreie Kontingent von Gefriers
sleisch in Höhe von 50 000 t soll auch ferner beibehalten
werden, da die Reichsregierung auf dem Standpunkt steht,
daß wir im Interesse der minderbemitteltenBevolkerungvor-

läufig auf die Einfuhr von Gefrierfleisch nicht ganz ver-

zichten können. Jm übrigen hat der Reichsminister für Er-
nährung und Landwirtschaft im Reichstage darauf hin-
gewiesen, daß die Bedeutung des Gefrierfleisches im all-

gemeinen zu hoch eingeschätztwürde. Gemessen an dem Ge-

samtfleisschiverbrauch der Bevölkerung in Deutschland,mache
das zollfreie Gefrierfleisch nur annähernd2 v. aus.

Schließlich sei noch bemerkt, daß einer sofortigen Beseitigung
des Gesrierfleischkontiiigents eine Verordnung des Reichs-
ministers des Innern vom 2. November 1925 entg«egensteht,
die mit Rücksichtauf die Einrichtungen, die der Gefrierfleisch-
handel getroffen hat, die erleichterte Einfuhr von Gefrieri
Hei-sehbis zum 51. Dezember 1953 sbefristet.

»

Von der deutschen Landwirtschaft ist vielfach Klage dar-
über geführt worden, daß das mit der Viehhaltung ohnehin
verbundene Risiko durch die Seucheneinschleppung aus dem
Auslande erheblich vergrößert wird. Um diesem Übel abzu-
helfen, ist vor allem eine einheitliche Regelung der

vetserinäsrpolizeilichen Maßnahmen erforder-
lich. Mit Rücksicht darauf hat der Reichstag vor einigen
Tagen das Gesetz zur Ergänzung des § 4 des Reichsviehs
seuchengesetzesvom 26. Juni 1909 beschlossen. Danach kann
die Reichsregierung über die Errichtung von Seegrenzschlacht-
häus—ern,über den Betrieb in ihnen, über das von den Ländern
bei der Einfuhr von Vieh in die Seegrenzschlachtshäuserzu
beobachten-de Verfahren sowie über den Versand von Fleisch aus

SeegrenzschlachthäussernBestimmungen treffen. Sie kann zur
Sicherstellung einer gleichmäßigenHandhabung der Bestim-
mungen einen Reichskommissar ernennen, sder seine An-

weisung vom Reichsminister des Innern im Einvernehmen
mit dem Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft
erhält. Angenommen wurde ferner ein Gesetz zur Anderung
des. Gesetzes über den Verkehr mit Vieh und

Fleisch. Danach wer-den die für den Verkehr mit Vieh
und Fleisch noch gelten-den Sonderbestimmungen über die

Untiersagung des Handels bei Unzusverlässigkeitaufgehoben;
in Geltung bleiben dagegen die allgemeinen Bestimmungen
der Verordnung über Handelsbeschränkungen. Die Ver-

pflichtung des preisaushanges wir-d aufgehoben. Dagegen
muß das Gefrierfleisch auch in Zukunft als solches bezeichnet
werden.

Zum Schutze des deutschen Frühkartoffelbaues wird der

höhere Zoll für Frühkartoffeln um einen Monat.

bis zum Zi. August, verlängert. Außerdem wird der Herbst-
kartosfelzoll, der handelsvertraglich nicht gebunden ist, von

1 RM. auf 2 RM. erhöht. Durch diesen Zoll wird ein wirk-

samer Schutz des deutschen Kartoffelbaues, besonders in den

östlichenProvinzen, gegen die andrängende Konkurrenz des
Auslandes geschaffen ssein. Für die städtischenVerbraucher
werden sich hieraus Nachteile nicht ergeben, da die deutscherf
Landwirtschaft ohne Schwierigkeiten in der Lage ist, den«
heimischen Bedarf aus der eigenen Erzeugung zu angemesseii
nen preisen zu decken.

Die im Dezember v. J. geschaffene Neuregelung des-

Zuckerzolles, die neben einem wirksamen Schutz der

deutschen Zuckerproduktion eine ausreichende Sicherung der

Verbraucher gegen eine Verteuerung des Jnlandszuckers ent-

hält, ist mit Rücksicht auf verschiedene Schwierigkeiten, die

sich inzwischen ergeben haben, in geringem Umfange verändert
worden. Die Novelle zum Zuckerzollgesetzbestimmt, daß der

Richtpreis von 21 sRM. für den Zentner für die Monate
Januar bis September einschließlich um 15 pf. je Monat

(zur Deckung von Unkosten) erhöht wir-d. Außerdem liegt eine

Erklärung des Reichsfinanzministers vor, wonach der Futter-
zucker steuerfrei bleiben soll.

Die Durchführung der hier betrachteten Hilfsmaßnahmen
des Reiches läßt, im ganzen gesehen, eine ins Gewicht fallende
Besserung der Lage unserer Landwirtschaft und einen wesent-
lichen Fortschritt auf dem Wege zur Überwindung der Agrar-
krise erhoffen. Voraussetzung bleibt jedoch, daß das vom

Reichstag beschlossene Hilfsprogramm bei allen beteiligten
Kreisen die Unterstützung findet, die zu seiner vollen Aus-

wirkung notwendig ist. Namentlich wird die Landwirtschaft
selbst mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln daran - mit-
zuarbeiten haben, ihre produktion zu kräftigen und den Ab-

satzverhältnissenentsprechend umzugsestalten. Das gilt vor
.

allem auch für das wichtige Gebiet der Standarsdisierung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Die große Agrardebatte
im Reichstag während der letzten lWochen hat jedenfalls der

deutschen Landwirtschaft aufs neue gezeigt, daß Reichs-
regierung und Reichstag nicht nur volles Verständnis haben
für die Nöte und Sorgen des Landwirts, sondern auch den

entschiedenen Willen, im Rahmen der gebotenen Möglichkeiten
helfend einzugreifen. Daß der deutsche Bauer es beim

Wiederaufbau seiner Wirtschaft an eigenen Anstrengungen
nicht fehlen läßt, hat er in den letzten Jahren zur Genüge be-

wiesen. Man darf daher hoffen, daß unsere Landwirtschaft,
wenn auch nicht alle ihre Erwartungen in bezug auf das Not-

programm des Reiches in Erfüllung gegangen sind, mit neuem

Mute ans Werk geht, um ihre produktion zu verbessern und

so das deutsche Volk von der Einfuhr ausländischerNahrungs-
mittel nach- und nach unabhängig zu machen. -

Schwächendes alten System«
"

Veröffentlichungendes parlamentarischen Untersuchungsaneschüsseeüber: Oaaaer Friedenskonferenzen
soziale Heeresmißstände,Annexionsfraaen des Welikrieaet

Von Dr. Eugen Fischer.

Es wird wahrscheinlich einmal für ein Ruhmesblatt der

deUtschenNachkriegsperiode gelten, daß nach dem Zusammen-
bruch des Reichs die Volkssvertretung eine Kommission zur
unerbittlichen Nachprüfung der Ursachen des großen Ungliücks
eingesetzthat. Diese Kommission ist der ishr gestellten Riesen-
angabe nicht erlegen, sondern hat über alle Hauptfragen
Material gesammelt, Zeugen vernommen und, soweit es

Möglich war oder noch ist, Ergebnisse festgestellt. Kein Mensch
bildet sich dabei ein, Urteile zu finden, die späteren Ge-

schlechtern als end-gültig erscheinen werden. Aber es ist ein

Anfang gemacht, zu idem wir, als Zeugen der Ereignisse, um

der geistigen und sittlichen Tradition willen verpflichtet sind.
Wir allein können von einer Vergangenheit, die bald niemand

mehr kennen wird, zu einer Zukunft, von der wir nichts
wissen, als daß wir sie vorbereiten, die Brücke schlagen. Ge-

fWkß,unser ganzes Schrifttum erfüllt diese Aufgabe. Aber

ohne Zweifel ist dem Untersuchungsausschußein Hauptteil
davon zugefallen.

Nach einer Zugentgleissung, einein Schiffsunglück geht
es um die Frage, ob ein zufälliges Versagen von Menschen
und Material die Ursache war, oder ein Fehler in der Anlage,
im System. Unglückliche Zufälle lassen sich nie ganz aus-

schalten, Fehl-er in der Anlage, Schwächen des Systems
können abgestellt werden· Auf sie richtet sich des-halb bei jeder
solchen Untersuchung das Hauptinteresse. Nicht anders ist es

bei der Untersuchung des ungeheueren Unglücks unseres Staats-
«

schiffs, von dem wir noch kaum so viel Abstand haben, um es

auch nur ganz zu übersehen, das uns aber täglich leiden und

stöhnenmacht. War das Unglück die Folg-e des alten Systems?
-

« is·
Die Frage wurde gestellt zunächst für zwei der bekann-

testen Ereignisse aus der entfernteren Vorzeit des Krieges.
·

Als das Unglück des Krieges seinen Lan nahm und schließlich
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vorüber war, erinnerten sich alle zeitgenossem es prophezeit
zu haben. Solche Nachprophezeiungen stehen im allgemeinen
nicht hoch im Wert. Aber wenn sich jemand früher auf
den Markt gestellt, -gewarnt, geraten, Hohn und Spott ge-
erntet und nachher Recht bekommen hat, so ist es kein Wunder,
wenn sich solcher Menschen und ihrer Unternehmungen die

Segen-de bemächtigt sund das verlorene Heil in ihnen beklagt.
So gestaltsetensich in der Volkspshantasie die H a a g e r K o n -

ferenzsen von 1899 und 1907 zu Versuchen, der Welt den

Frieden zu geben, die von Feinden Und Verächtern des guten
Geistes gestört wurden. Als Hauptfeind erscheint dabei die

kaiserlich deutsche Regierung. So hat es die französische,eng-
lische, amerikanische presse während des Krieges »der Welt

eingehämmert und damit nicht nur außerhalb unserer
Grenzen, sondern auch in Deutschland selbst Glauben ge-
funden. Das kaiserliche Deutschland sollte durch seinen Mili-
tarismus und seine Herrschsucht schon 1899 und 1907 die

Weichenstellung in die Welt der niedergelegten Waffen und
des internationalen Rechtszustandes, nach der die andern

strebten, verhindert haben.
«"

Diese Tegende und die in ihr liegende einseitige Anklage
des früheren deutsch-en Systems hat der Untersuchungsausschuß
einmütig, unter Vorsitz eines Sozialdemokraten, als unzu-

trseffend verworfen. Er vermochte nach genau-er prüfunsg des

Verhaltens sämtlicher Regierungen zu den Fragen der

Rüstungsbeschränkung und der Schieds-
.g e r ich t s b a r k e i t keinen wesentlichsen Unterschied zwi-
schen Deutschland und seinen ihm damals schon gegenüber-
stehenden künftigen Widersachern zu finden.
»Der eigentliche und wesentliche Gegen-

satz im Zeitalter vor demsWeltkriege war nicht
der eines kriegerischen Deutschlands gegen-
über den andern friedliebenden Mächten,
sondern der der Existenz aller Staaten als

militärischer Machtfaktoren und ausdeh-
nungsbegsieriger Wirtschaftskräfte auf der

einen, der Friedensbewegung als Sehnsucht
der Völker und Aktion bestimmter Vereini-

gungen und parteien auf der andern Seite..

RichtnurDeutschland,sondernnicht minder

auchdieandernGroßmächtehabenanidemGes
dankendernationalen-Souvseränitätundan
dem Recht,Leb-ensfragen mitden Waffen zu
entscheiden, stets festgehalten. Keinevon

ihn-en war gewillt, auf ihre bewaffnete
Machtzu verzichten undsich unter eine all-

gemein-e, mit Vollzugsgewalt ausgestattete
Rechtsautorität zu stellen. Sofern die im-

perialistischen Mächte, die eine mehr, die an-

dere weniger, Zugeständnisse asn die Ideen
der Abrüstung ,

und des Schiedsgerichts
machten, wurde doch das prinzip des Krieges
von ihnen niemals angetastet.«

Dieser Satz trifft doch wohl ins Schwarze und kann dem

berechtigten Kampf gegen die Versailler Geschichtskonstruk-
tionz als habe die Welt aus Engeln und einem Teufel be-

standen, zum programm dienen. Allesamt waren die Regie-
rungen und Staaten weder Engel noch Teufel, sondern in den

Kampf um ihre wirklichen oder vermeintlichen Lebensinters

essen verstrickte Kollektivpersonen, die den Ausweg der

Unterordnung unter eine gemeinsame Autorität weder da-
mals fanden, noch bis heute gesund-en haben. Für damals

ist als erwiesen festzuhalten: Es
, ging nicht um

»Abrüstung«, sondern um einen vorübergehenden Rüstungs-
stillstand, »den vor allem die zu den Konserenzen einladende

russische Regierung — 1907 soeben aus dem Krieg mit Japan
zurückgekehrt—- nötig hatte. Aber selbst für diesen Waffen-
stillstand der Bewaffnung ließen sich Formeln, bei den-en keine
Nation in Nachteil geraten wäre, nicht finden. Die Schieds-
gerichte ferner, die vorgeschlagen wurden, sollten für »Ehren-
und Interessenfragen«,das heißt für alle Streitigkeiten, aus

denen Kriege entstehen konnten, n i cht gelten. Man kann mit

Sicherheit sagen, daß die Weltpolitik durch die Annahme des

obligatorischen Weltschiedsvertrags, wie er 1907 vor-

geschlagen und von Deutschland und andern Mächten ab-

gelehnt wu.rde, nicht beeinflußt worden wäre. Wie Deutsch-
land hier, so haben in andern Fragen England und Amerika

252

menbruchses:

gegen Rechtsbestimmungen oder Schiedsverfahren, die in ihr e

Interessen einzugreifen drohten, Widerstand geleistet. Ein e n

Vorwurf allerdings glaubte der Ausschuß der früheren Re-

gierung machen zu müssen. Sie hätte mehr Sorgfalt daran
verwenden sollen, den S chein zu vermeiden, als widerstrebe
sie grundsätzlichden pazifistischen Ideal-en. Das führt auf ein
modernes problem: die Behandlung »der öffentlichen Mei-

nung. Auf diese haben sich monarchische Regierungen immer

schlechter verstanden, weil sie sich weniger von ihr abhängig
glaubten als parlamentarische: bis Revolutionen sie belehrten.
"

Soviel über »die Haager Friedenskonferenzen. Wie steht
es mit der andern Anklage gegen das alte System, daß u n-

sozialer Geist ism Ofsfizierkorps und ein mit

diesem Geist zusammenhängenderAnnexi onswille den

Zusammenbruch wesentlich mitverschuldet haben? Diese
Fragen haben den Untersuchungsausschuß durch viele Jahre
beschäftigt, und er hat sie in seinen Entschließungen mehrfach
berührt. So heißt es über die revolutionäre Entwicklung in

der Marine:

,,Ursache der mit der Dauer des Krieges wach-senden
Mißstimmung war auch die überzeugung der Mannschaften,
daß berechtigter Anlaß zu Klagen über Verpflegung und Be-

handlung seitens der Vorgesetzten vorhanden sei und daß die

Verschiedenheit der Lebenshaltung an Bord (Messe und Back)
sowohl wie an Tand bei besseremWillen der Vorgesetzten hätte
ausgeglichen wer-den können«, und in der Entschließung über
die allgemein-en Ursachen und Hergänge des inneren Zusam-

,,Das bestehende Regierungssystem und das

Staatsbürgerbewußtsein weiter Kreise befand-en sich schon vor

dem Kriege in zunehmender Spannung. Der Kriegsausbruch
hat die Unaussgeglichenheiten in Volk und Staat vorüber-
gehend zurücktreten lassen. Innerlich blieben sie bestehen.
Unter dem Eindruck des Kriegsgewinnlertums und der

schweren Mißstände in der Tebensmittelversorgung begann
der Gedanke des Klassengegensatzes und der Wille zum Klassen-
kampf die Arbeitermassen aufs neue zu ergreifen. Die Un-

zufriedenheit fand ihren stärkstenAusdruck in der Formel, daß
der Krieg ohne Not für die Interessen der Besitzenden ver-

längert werde.«
-

Die jetzt veröffentlichten Bände enthalten Sachverstän-
digengutachten, die dem Ausschuß zu spät eingereicht wurden,
um noch Gegenstand seiner Verhandlungen sein zu können.
Aber sie bieten hochinteressantes Material und wichtig-e Ur-
teile. Während professor Martin H o b ohm auf dem

Standpunkt steht, daß ,,D-eutschlands Wehrsystem an seinen
eigenen Organissationsfehlern zugrunde gegangen is

«

und er

zu dem Schluß kommt: »Man glaubte nicht an ernstlich-e
Fehler des Heeres. Man erfaßte keineswegs, »welcheGefahr
darin lag, daß die jahrelang operatiiv überlasteten Mann-

schaften auch noch durch militaristisch-reaktionäreMißgriffe
erbittert wurden. Um solcher Rücksichtenwillen im Heer ein-

schneidende Änderungen vorzunehmen, wurde aus derselben
unsozialen Offiziersmentalität heraus für unnötig, ja schädlich
erachtet, welche an den Mißständen die Hauptschsuld trug«, ist
der SachverständigeArchsivrat Erich Vo lkmann der An-

sicht: »Den von Hobohm angestrebten Beweis des Vorhan-
denseins der angeführten Mißstände halte ich für erbracht.«
Aber nicht das Wehrsystem ist daran schuld gewesen, sondern:
»Die unerhörten Verhältnisse des Krieges schufen Zustände-
denen gegenüber die Widerstandskrast des gesunden Heer-
körpers immer mehr erlahmte.« Die Übereinstimmungbeider

Sachverständigenüber den Tatbestand selbst ist bemerkenswert.

Auch in dem Annexionsverlangen weiter

Kreise des Offizierkorps und Volkes sieht Hobohm eine

wesentliche Mitursache des Zusammenbruches und Verlustes
des Kriegs. Seine endgültigen Formulierungen liegen aber

noch nicht vor Und können erst später veröffentlicht werden.

Volkmann kommt zu dem Schluß: »Die Annahme, daß die

Annexionspropaganda der Allsdseutschen dazu beigetragen habe,
eine ausreichen-de und rechtzeitige Verkündigung des deutschen
Verständigungswillens zu verhindern, kann in beschränkter
Weise zutreffen. In außenpolitischer Hinsicht verliert diese
Tatsache insofern an Bedeutung, als mit der Ankündigung
des deutschen Verständigungswillens allein ja noch nichts er-

reicht war. Damit fällt auch die weitere Schlußfolgerung,
daß der Krieg wesentlich durch die deutsche Annexionspropa-
gansda verlängert worden sei.« Innerpolitisch findet Volk-
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mann, daß das Unnexionsprogramm »die Spaltung und Zer-
klüftung im deutschen Volk noch vertieft und insofern nicht
unwesentlich zum Zusammenbruch beigetragenvhatkfAuch
hier weitgehende Übereinstimmung bei Verschiedenheit der

Grundanschauung.
Die Uuseinandersetzung über Geist und Wert des alten

Systems wird noch lange anhalten. Der Untersuchungs-

ausschuß konnte nicht beanspruchen, sie zu beendigen. Er

mußte sich damit begnügen, sie auf sachlicher Grundlage
ernstlich zu beginnen. Das ist geschehen. Diese Zeilen mögen
dazu dienen, jedermann auf die Fundgrube wissenschaftlichen
Materials und politisch-er Gesichtspunkte hinzuweisen-, die in
den neuen Bänden1) des Untersuchungsausschusses er-

schlossen ist.

Das Deutschland, das angeblich zu üppig ledig
Von Dr. Hans Müller.

Immer und immer wieder wird namentlich in der ausländischen
presse und svon ausländischen Besuchern Deutschlands(un«dnicht
nur von solchen, »die gegen uns voreingenommenfsindxdar-auf hin-
gewiesen, wie gut es idem deutschen Volke gehe, wie essin Saus und

«Br-aus leben könne und wie sich sein Wohlstandgewissermaßenvon

Tag zu Tag bessere. Zweifellos hat sich die

Lebenshaltung
der deut-

schen Bevölkerung seit der Stabilisierung ständig gebes ert, wenn

man sie mit »dem Niveau der Jnflation und dem kurz nach der Sta-

bilisierung vergleicht; aber wir dürfen nicht außer acht lassen,daß
der Lebensstandard von 1924 kein normaler war, sondern einen rich-
til en Hungerstsandarsd darstellte. Die Lebenshaltung dser breit-en

assen des deutschen Volkes befand sich damals auf einem Tiefstand,
der zum Teil nicht einmal das Existenzminimum erreichte. Wenn
man daher in den nächsten Jahren eine Besserung der Lebenshaltung

,

feststellt, so bedeutet diese Feststellung noch lange nicht wachsender
Wohlstand und Wohlleben, sondern nur eine Besserung des bisher
unerträglich-enNiveaus der Lebenshaltung ,

Vor allem ist es der Genußmittelverbrauch, besondersder

Konsum alkoholischer Getränke und von Tabak, der denkritischen
Beobachtern immer
als Verwand für das

Verbrauchvon
» Pukppiglebsg»Es

Zuckerlabak,ßserundBnnntvem kkficjchiienkEITHE-
imvekalenhzurvorkrieaszeii rade was diesen Ver-

·

auf-braundes Berlmtesdeskanns-sec-tur nie verptåndetenEinnahmen

berechnetauf den Kopfder Bevölkerung
(heutiaekoehiesssnnal

brauch anbetrifft, so
haben wir hierüber
objektive Feststellun-
gen in den Berichten
des Reparationss
agenten bzw. des

Kommissars für die

verpfändeten Ein-

nahmen. Bekanntlich
sind nach dem Dawess

plan u. a. die Er-

träge aus den Ver-

brauchsabgaben fiir
Branntwein, Bier,
Tabak und Zucker als

Sicherheit für die

deutschen Zahlungss
verpflichtungen ver-

pfändet. —- Aus den

Berichten des Reva-
rationsagenten, die
bis um Dawesjahr

- 1927 28 vorliegen,
-

ergibt sich nun, daß
zwar der Verbrauch

der erwähnten Genußmittel und des Zuckers in den letzten
Jahren zugenommen hat, daß er aber, mit der Vorkriegszeit ver-

glichen —- und nur einen solchen Vergleich kann man als Maßstab
eines normalen Verbrauchs ansehen —, zum Teil noch betrachtlich
zurücksteht

-

Das einzige Nahrungsmittel, das im Verhältnis zur Vorkriegs-

äeit
einen gesteigerten Verbrauch aufweist, ist der Zucker. Dieser

öhere Zuckerkonsum erklärt sich jedoch daraus, daß sich nach dem

Kriege in den Ernährungsmethoden weiter Kreiseder Bevolkerung
ein Wandel vollzogen hat. Man bevorzugt heute im Haushaltiviel

mehr als in der Vorkriegszeit Marmelade, Obst »undSüßspeisen,
sowie Kakao und Schokolade, alles Nahrungsmittel, deren Zu-
bereitung viel Zucker erfordert. Im übrigen ist der Zuckerverbrauch
Deutschlands immer noch wesentlich geringer als »derDurchschnitt
in einigen anderen wichtigen Ländern, wie der Bericht des Reparas
non-agenten onar feststellt. Aus dem höheren Zuckerverbrauch
nach dem Kriege auf einen besonderen Wohlstand der Bevölkerung
zu schließen,erscheint demnach wohl nicht angängig.

Wie steht es nun mit dem Verbrauch der wichtigsten Genuß-
mittel wie Tabak, Bier und Branntwein. -

zucken

I

Of »in
nie-is

Der Verbrauch dieser Genußmittel hat sich zwar in den letzten
Jahren gesteigert, aber, mit dem Vorkriegsstand verglichen, sehen
wir, wie auf den Kopf ider Bevölkerung gerechnet der Biserverbraiuch
heute erst 81 v.H. der Vorkriegszeit und der Branntweinversbrsauch
sogar nur 50 v.-H. beträgt. Einzig und allein der Tabakverbrauch
hat den Vorkriegsstand überschritten,doch hat, wie der Bericht des
Kommissars für die verpfändeten Einnahmen feststellt, »der gesteigerte

. Verbrauch von iTabak lediglich mit dem Anwachsen der Bevölkerung
Schritt gehalten und ergibt keinen höheren Verbrauch pro Kopf.«
Jm übrigen ist auch hier der Wechsel der Lebensgewohnheiten zu
berücksichtigen,da iaim Tasbakskonssumheute »auchein großer Teil der-
weiblichen Bevölkerung beteiligt ist, woraus sich notwendigerweise
eine Steigerung des Konsums ergeben muß.

-

Jm Zussaxnnnenhang damit ist es wichtig, auf einen Umstand
hinzuweisen, der bisher viel zuwenig Beachtung gefunden hat: die
Vermehrung der Bevölkerung und vor allem die Verschiebung im
Ulterssauksbauder Bevölkerung isn ihrer Bedeutung für »den Konsum.

Trotz des Geburtenriickganges weist die deutsche Bevölkerung
eine ständige Zunahme auf, und« außerdem ist, wie das neben-«
stehende Bild uns

lehrt, im Alt-ers-

aufbau der Bevölke-

rung eine bedeutende

Verschiebung gegen-
über der Vorkriegs-
zeit eingetreten. Die

Zahl der Kinder hat
nach der letzten ·

Volkszählung von

1925, verglichen mit
der Zählung von

I910, um Z,6 Mil-
lionen abgenommen,
während die Zahl
der Erwachsenen
heute um rd.8Mil-
lionen größer ist als

1910. Aus der Tat-

sache dieses Bevöl-
kerungswachstums,

insbesondere aber

dieser erheblichen Zu-
nahme der Erwach-
senen, muß sich na-

türlich ein bedeutend
höherer Konsum er-

geben, kommen doch
gerade für die Ge-

nußmittel wie Ta-

bak, Bier und
«

Branntwein als Verbraucher ja hauptsächlichdie Erwachsenen in
Betracht. Dementsprechend müssen sich, auf den Kopf der Bevölke-

rung berechnet, heute im Verhältnis zur Vorkriegszeit noch weit
niedrigere Verbrauchsziffern ergeben, als wir vorhin für die Ge-
samtbevölkerung festgestellt haben. .

Kann man inn Hinblick auf »diesestatistischen Ergebnisse von
einem Zuüppigleben oder gar von einem Wohlstand der breiten
Masse der deutschen Bevölkerung sprechen? Man darf sichseben nicht
täuschen lassen von der glänzenden Fassade, wie so viele ausländische

-

Besucher Deutschlands es tun. Denn die Augen«dies-er Leute sind
meistens wie fasziniert auf Berlin gerichtet, und zwar nicht etwa
auf die Tebensverhältnisseder breiten Masse der Bevölkerung,sondern

I) »Das Werk des Untersuchungsausschusses«,e rste Ae ibe: »Die Borgeschichte
des Weltkrieges«, fünfte r V a n d, erster und TweiterHalbbandx ,,Deutschland auf
den Haager Friedenskonferenzen.« Ebenda, v erte Reihe: »Die Ursachen des
deutschen 8usammenbruches«,elfter Band , erster Halbband: »Gut-achten des
Sachverständ gen Prof. Dr. Hvbvbnu Soziale Heeresmißstände als Teilursache
des 8usammenbruches«, zweiter Halbbandr ,Gutachten des Sachverständi en

Archivrat Erich Bvltmanm Soziale Heeresmißs 'nbe« u w. Jn derselben Re be,
z wö lf te r B an d , ersterHalbband: , Gutachten des achverständigen Archiv-tat
Erich Volinianm Annex onsfragen des WeltkriegsstBerlin 1929. Deutsche Verlags-
gesellschaft für Politik und Geschichte.

Verschiebunen im Altersaufbau
dei-deuis en öevölkeisun

Auf Grund der Volkszähluheenvon 1910 undi 25

(öebsetsstendvon 1926) -

,

Einwohner Einwohner
unter 15 Jahren

-

Uber- 16 Jahren

»

19,o
16,o

1910
»

1925 191
.
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M

auf das Leben und Treiben in den Verkehrszentren, wie etwa am

Kurfürstendamm oder in der Friedrichstadt, und stellen dann an ge-
wissen Acusiwüchsenfest, daß das deutsche Volk zu üppig lebt. Aber,
muß man weshl fragen, sind die Großstädte und noch dazu Ver-kehrs-
mittelpunikte wie Berlin, das den Durchgangspunkt des mittel-

europäischen Reise-verkehrs bildet, geeignete Msaßstäibezur Beurtei-

lung der Lebenshaltung des ganzen Volkes, und ist Berlin Deutsch-
land oder der Kurfürstendamm Berlin? Die

manchem Beobachter vielleicht auffallend

Zunahme der Gaststättenfestzustellen glaubt, der darf andererseits nicht
übersehen,daß in anderen Gegenden der Stadt soundso viele Lokale

eingehen oder halb leer bleiben, so daß sie den Besitzern kaum noch
.

eine Existenzmöglichkeitbieten. Eine erst kürzlich-durchgeführteUm-

frage des Cafetiergewerbes in Kasfeehäusern des ganzen Reiches
ergab die beachtliche Tatsache, diaßim letzten Jahr der Umsatz in den

Kaffeehäusern um ein Drittel zurückgegangen ist, und daß etwa
20 v.H. der ehemaligen Besucher den Cafes
jetzt fern bleiben, während ein großer Teil

hohe Zahl der Besucher der Vergnügungs-
stätten und Tokale in den Zentren des Ver-

kehrs der Reichshauptstadt setzt sich nämlich ·««—

zum geringsten Teil aus eigentlichen Ber- I
Iinern zusammen, viel mehr aus Fremden,

'

die zu Geschäfts-, Besuchss oder Vergnü-
gungszwecken in Berlin weilen. Wir brau-

chen ja nur einmal die Fremdenverkehrs-
ziiffern von Berlin zur Hand zu nehmen,
um festzustellen, in welche-m Maße der

i
,«.

i
I

Zunahme desFremdenverkehrs
"

In berlsn
a . der Fremden in Tausenden

—

der übrigen Gäste seine Ausgaben aufs
äußerste einschränkt. —- Diese Feststellung ist
charakteristisch. Wer eine Feststellung über
den wirklichen Lebensstandard des deutschen
Volkes machen will, der darf also nicht die
Tokale auf dem Kurfürstendamm oder in der

Friedrichstadt aufsuchen, sondern der tue
etwa einmal einen Blick in die zahlreichen
Mittelstands- und Volksküchen und beob-

achte, wer alles dort eins und ausgeht, und

L

Fremdenverkehr in den letzten ’nf Jahre-n der sehe sich einmal im Lande selbst um,

zugenommen hat. Im -n-atsdurch-
I

. »

» sz r f»
«

dann wirder gewahr werden,daßdas deut-

Ichmttwaren 1928 Vde 140 250 Fremde
-

H TH,ji«-« sche Volk in seinen breiten Schichtenheute

lnwdeBsrlindidarunter letxrvia21 Atluss szWs figkfthnoch von der Fand
in den

a r· eser gewa ge Fr ens rom
« AM- Fz»,« P e» , aß es gezwungen is , einen großen ei

staut sich natürlich in den Angelpunktendes e HiHWX »T» .» seines Lebensbedarfs,wie Kleidung und Ein-

sen-W u. - si J «- -« i« IF . -

« verkehrsundseinserKognzenkrierungauf be- EOZ
«

By Mitbes-aiikblitxleFusajxgueftllgätttmhleeikagxnden
stimmte Verkehrsgegenden auch ein Bedürf- 1924 Kiss« Ei Töchter gar nicht zu denken ist daß es

ZisdnachbVegnehruijigcdzertGiaskstätteneicslgibt M WH«
«

diesen Töchtern nicht mehr wie frühermög-
n es rau t die e n w ck ung dur aus

IV »s» lich ist, im Hause zu bleiben, sondern daß sie

FREESEZJFZIZHTFFLIMIkaZEIT-M filäsLi?TZLTIZITIZtääkånMiit kaifkiä
regeln, sondern wird immer abhängig sein KÅuzszmäschebewcw

7745
VII das Brot zu verdienen, der beachte ferner,

von verschiedensten Faktoren, wie zusam-
mensetzung der Bevölkerung nach Uner, Ge·

Deutsche besuchep daß viele Familien gar nicht in der Lage sind,
monatlich auch nur ein paar Mark zur

E

schlecht und Familienstand, von der Tage des
Ortes und insbesondere von den Fremden-
verkehrsverhältnissen.überdies haben ja dieErgebnisse der jüngsten
Betriebszählunggezeigt, daß gerade das Gastwirtschaftsgewerbe, wie
das Statistische Reich-samt feststellt, ,,seine in der Vorkriegszeit kräf-
tige Aufwärtsentwicklung nicht mehr fortsetzt, sondern sogar teilweise
nicht ein-beträchtlicheRückschritte erlitten hat, deren Ursache in erster
Linie in »den verschlechterten wirtschaftlichen Verhältnissen zu suchen
sein dürften«. Wer daher allzu voreilig in bestimmten Verkehrs-
gegenden, wie z.B.- am Kurfürstendamm in Berlin, eine dauernde

Befriedigung von Kulturbedürfnissen, etwa

für ein Buch oder für ein Theaters oder

Konzertbillett auszugeben, der sehe weiter, in wie vielen jungen
Ehen Mann und Frau gemeinsam beruflich tätig find, um nur

einigermaßen leben und vielleicht noch etwas Ersparnisse für
größere Anschaffungen oder für Krankheitsfälle oder gar für den

Fall der Erwerbslosigkeit zurücklegen zu können.
So sieht der wahre Ouerschnitt von den Tebenssverhältnissenein-es

vom Reparationsjoch niedergehaltenen Volkes ausl Das ist das

Deutschland, das angeblich zu üppig lebtl

Die Eisenbahn zwischenBäumen, Feldern nnd
Von W alte r B e r k o w s k i , Gartenba—u-inspektorbei der Reichsbahn.

Ein· anmutiger Wettstreit.·
In den letzt-en Jahren hat die Deutsche ReichsbashnsGesellsichaft

unt-er ihren Besdiensteten Wettbewerbe ausgeschrieben mit dem Ziel,
den Sinn für sgärtnerischenSchmuck an den Bahnanlaigen zu merken.
Sie ging davon aus, daß viele Eissensbahner durch ihre Pflanzungen
auf sBaihngeläwde,durch sBlumenschmsuckan Strecken-, Dsienstwohnungen
uind -gebäu«denbewußt oder unbewußt auch ein-e Ku-lturausgabe er-

füllen, das Landschaftsbild verschönernund das Auge des Reisendcn
erfreuen. Der Wettbewerb sollte zur Nachahmung sdes guten Bei-

spiels anregen. Er erstreckte sich auf: a) Blumenschmuck an den

Fenstern und Veranden der Dienstwohnungen, Diensträume, Stell-
werke und sonstigen Gebäude an den Bahnstrecken; b) Verdeckung
unschönwirkender Wansdflächen,Mauern, Aufenthaltsräume, »A-borte,
Müllgruben u. a. durch selbstklimmeniden Wein oder andere Gehölzez
e) Verschönserungder Gartenanslagen an den Bahnstreckenz cl) An-

pflanzungen an

Bahndämmen zur
Hebung des Land-

schaftsbildes und zur
Verbesserung der
Bienenweide und
des Vogelschutzes;
e) Urbarmachung
und Nutzung von

Odland. Für die

besten Leistungen
waren ausgesetzt :

iooo Preise von je
io RM., 500 Preise
von je 20 RM.,
200 Preise von je

Wärterposten bei Bückeburg 25 RM.
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Blumen.

Die Anregung ist freudig aufgenosmmen worden, ein Beweis,
daß idie Ungunst der zeitverhäiltnisse snicht vermocht hat, den Sinn

für das Schöne zu ,

ersticken. Es ist auch
besonders dankbar
em funden worden,
das die Reichs-
bahnverwaltung in

dieser schönenForm
einen Weg gefunden
hat, um dem Per-
sonal näherzutreten
inDingen,dieaußer-

«

halb des engeren
Rahmens des Dien-

stes liegen und mehr
die persönlichen
Werte der Be-

diensteten berühren. Die Kolonie am Eisenbahnausbefserungewert
Leinbaaa b. Hannover

Bahnhösfe als Pforten des Vaterlan-des.

Die Reichsbahnvevwasltsung selbst wendet ständig sehr bedeutende
Mittel aus, um ihren Anlagen ein möglichstvorteilhaftes Aussehen
zu verschaffen. Die Bahn-hofsvorplätze, Ba-hnsteiganlagen, Bahn-
därmme innerhalb der Städte wenden durch Gehölze und Blumen ver-

schönt, um »das Auge des Reis-enden zsu erfreuen. Nicht mit Unrecht
nennt man die Bahnhofsplätze Visitenkarten der Städte, und eine

große Auslandszeituwg bezeichnete kürzlich die Bahnhöfe als Pforten
des Vater-landes; deshalb dürfen sie nicht vernachlässigtwerden. Wie

freundlich grüßen einige Blumen am sStelbwerk den Reisenden, wenn

er sich im Schienenwirrwarr zwischen grauen Mauern der Großstadt
nähert, und selbst einige Blumen im ernsten Dienstzimmer schmücken
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und verraten dem Reisenden, daß man

hier bei allem Hang zur Pflichterfüllung
die Verbindung mit dem blühenden Leben

nicht verloren hat. Leider sind bei der

bedrängten Lage der Reichsbahn Mittel

für die Unterhaltung der Schmuckanlagen
an den Bahnhöfen sehr knapp bemessen.

Bahnhofswirtschaften und

Blumenschmuck.

Pflanzen und. Blumen können in

hohem Maße dazu beitragen, einen Raum

anheimelnd und festlich zu gestalten und

diese Stimmung auf den Gast zu über-

tragen, so daß er das Gefühl hat: »Hier
schätztman dich, hier legt man Wert auf
dein Wohlbefinden.«

"

Die Bahnhöfe der kleinen Städte sind
das beliebte Ziel der Spaziergänge ihrer
Bewohner, sind ihnen die Vermittlung
der Ereignisse, die Verbindung mit der

weiten Welt. Hier gibt es immer etwas

Neues zu sehen; Menschen, die kommen
und gehen, Ankunft und Trennung,
Freude und Schmerz. Immer wieder

schaut man gerne die vorbeijagenden
Schnellzüge, die das Gefühl der Sehn-
sucht erwecken und unsere Gedanken ent-

führen.

Auf der Fahrt durch das

deutsche Tand.

Auf freier Strecke erfreuen sich die

Bahnwärterhäuschen, halb verdeckt von

Bäumen und Blumen, der besonderen
Sympathie der Reisenden. Hier finden
wir wie zu Großvaters Zeiten all die

reizenden Bauernblumen: Georginen,
Ringelblumen, Bartnelken, Jungfer im

Grünen, Fuchsschwanz, Sonnenblumen,
Marienblätter und Buntgras. Rosen-
arten, die man in unseren neuzeitlichen
Gärten gar nicht zu Gesicht bekommt,
blühen hier und erfreuen uns wie alte
liebe Bekannte. Blaßblauer Mohn schim-
mert neben roten Johannisbeertrauben,
und Kürbisranken mit großen gelben
Blumen wachsen durch den Gartenzaun.
Allerlei nützliches Viehzeug ist hier an-

zutreffen und trägt wesentlich zur Be-

lebung bei-. -

Weißdorn, Goldregen, Flieder, blaue

Tupinen und weiße Margueriten ziehen
zur Blütezeit lange Farbenstreifen durch
die Tandschaft und erhellen die einför-
mige Fahrt.

Schnell geht der Sommer hin, der
Wind bläst über die Stoppeln rot schim-

- mert die Heide. Da ist eine Fahrt durchs
Heideland ein hoher Genuß. Heidekraut,
Wacholder, Kiefern und Birken, so weit

das Auge reicht. Bienenzäune sind neu

entstanden, denn die Heide honigt, und

mit Sonderzügen sind die Bienenvölker
von weit und breit an diese reichgedeckte
Tafel gekommen. Nur wenige Wochen
dauert die Pracht. Dann ist die Heide
braun und spärlich der Blumenflor am

Bahndamm. Noch einmal zeigt die Natur
ein farbenprächtigesBild. Rot und gelb
hat die Herbstsonne das Laub gefärbt.
Schneebeeren, Hagebutten und schwarze
Ligusterbeeren gesellen sich dazu, und

wenn in der Dämmerung die Kartoffel-
feuer glühen und die weißen Rauch-
schwaden über das Tand ziehen, geht
auch durch unsern Sinn ein herbstliches
Trauern.

Verödet ist die Natur im No-
vember. Erst ein tüchtiger Schnee-
fall bringt wieder lebensfrohe Stim-

mung. Gibt es gar Rauhreif und hellen

Eifenbabner auf ihrem Sammetbienenstand
in der blühenden Heide

Vor Berlin, zwischen Mietetasernen und Kiefer-uralt-
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Sonnenschein, so, läßt man sich den Winter wohl ges-allen. prächtig
sind dann die Baumriesen neben den Bahnhöfen und die Kiefern
an freier Strecke. Fahren wir abends heimwärts, so malt uns

der Winter Eisblumen an die Scheiben und schließt uns die Aus-

sicht zu. Wir aber in molliger Wärme trotzen den Stürmen.

Die kleinwirtschaftliche Erzeugung durch die

Bedsieinsteten der Re-ichsba-hn.

Jn der breiten Öffentlichkeit ist es kaum bekannt, daß die

Reichsbahn neben den technischen Anlagen noch über seinen sehr
groß-enGrundbesitz verfügt, der landiwsirtschaftlichen Kulturen dient.

Dieser-Grundbesitz ist entweder vorsorglich für weitere Gleise oder

zur Erweiterung von Bashnihösenerworben, oder er hat in Gestalt
von Trennstücken bei dem Grunderwerb mit übernommen iwerlden

müssen,dazu kommen noch die Böschsungenund Ausschachtungen zur
Bodengewinnung für den Bahnkörper in Betracht. Je nach Be-

schaffenheit und Tage werden diese Ländereien durch Gras, sGetreide
oder Kartoffeln a·usigenützt.Mehrere hunderttausend Obstbäumesind
an den Strecken verteislt,«(diebei Beachtung ihrer Anforderungen gute
Ergebnisse bringen. Geringer Boden wird aufgeforstet unter Be-

rücbsichtiigusnghonigender Gehölze zur Förderung-der Bienenzucht.
Der Umstand,

«

daß ein großer Teil
des Personals in
der Nähe der Dienst-
stelle wohnen muß,
um jederzeit fiir den
Betrieb faßbar zu
sein, hat die Ver-

waltung veranlaßt,
« Dienstwohnungen

zu bauen, denen
der isolierten Lage
wegen vielfach Stall
und Garten zu-
geteilt sind.Spaliervbst an dem Babnhof Jsselbvrsi i. Westfalen

Sehr segensreich haben auf dem Gebiete dieses Kleingartew
wesens und der Viehhaltung die von der Reichsbahnverwaltung
unterstützten Baugenossenschaften gewirkt, soweit sie bei großen
Rangierbahnhöfen und Werkstätten Gartenstädte errichtet haben. Jn
Laubenkolonien auf
Eisenbahngelände

wird den Bedienste-
ten ein plätzchen
im Grünen geboten,
die einen Garten am

Hause entbehren
müssen,wie es meist
in der Großstadt
der Fall ist«

Welchen Um-

fang diese vorstehend
genannten Gesamt-
anlagen haben, kann
man daraus ersehen,
daß allein in Preu-
ßen 50 000 Hektar
Tändereien an Eisenbahnbedienstete verpachtet sind. Von den

700 ooo Bediensteten der Rseichsbahn beschäftigt sich ein großer Teil
in lder Freizeit mit Gartenbau, Viehzucht und»Jmkevei. Dieses ist
nichst nur im Hinblick auf »die Volksersnährung zu begrüßen, sondern
es sist noch ein zweiter großer Vorteil damit verbunden. Wohl kaum
ein Unternehmen isstso iwie die Eisenbahn aqu gesundes, zuverlässiges
unld zufrieden-es personal angewiesen-. Nach schwerem Dienst kann

sich der Mensch nirgends besser erholen als in seinem Garten. Hier
unter Obstbäumsenneben- Pflanzen und Blumen, sHaustieren sunid

sssusmmenidenBienlein finden seine Nerven Ruhe, durch-strömtihn
neue Lebenskraft -

Deshalb hat auch die Reichs-bahnsver.waltung, abgesehen von der

Ausnutzung der Tändereiem ein Interesse an der Förderung dieses
Kileiniwiirtschaftswesens Sie unterstützt die Bestrebungen der Be-

dsiensteten, die sich in Kleinwirtevereinen, die wiederum den Eisen-
bahn-vereinen angegliedert sind-, zusammengeschlossen hab-en.

Babnbof Oblig-

50 Jahre PreußischesMinisterium fiir Handel und Gewerbe
Von Dr. O t t o S t eg e m a n n , Referent im Ministerium für- Handel und Gewerbe.

Das Preußische Handelsministerium ver-dankt seine Ent-
— stehung im Jahre 1879 einmal organisatorischen Gründen,

weil das frühere Ministerium fsür Handel und öffentliche
Arbeiten mit der Eisenbahn-, Bau-, Handels- und Bergwerks-
verwaltung zu uneinheitlich geworden war, und sodann der

Absicht Bismarcks, bei der Umstellung der deutschen Handels-
"

politik auf den Schutzon ein-e eigene preußischeBehörde für
die Vorarbeiten besonders zur Verfügung zu haben. Aus der

einen, nicht allzu großen Ministerialabteilkung die damals

zur Miete in einem Gebäude des Reiches in der Voßstraße
unterkam, ist seitdem eine der umfangreichsten preußischen
Zentralbehöriden geworden, die zugleich Wirtschafts-i und

Arbeitsministerium für das größte deutsche Land darstellt und

längst einen großen eigenen Gebäudewmplex an »der Ecke von

Leipziger platz und Leipziger Straße innehat.
Der erste Minister, Karl Hofmann, der unter

Bismarck am 15. Juli 1879 sein Amt antrat, wurde bereits

1880 als Staatssekretär nach ElsaßisTothringen versetzt, weil
er in sozialpolitischen Dingen andere Auffassungen als Bismarcl

vertrat, als Gegner des auf Kampf abgestellten Sozialisten-
gesetzes mehrere soziale Geseizentwürfe für Arbeiterschutz und

Faibrikgesetzgebung vorlegte. Daraufhin übernahm Bis m a r ck

selbst neben seinen anderen Ämtern das jun-ge Ministerium und

behielt es fast zehn Jahre lang bei. Ein großer Teil der sozial-
politischen Reichsgesetzgebung der achtziger Jahre des vorigen
Jahrhunderts ist von Beamten des (preußischen) Handels-
ministeriums ausgearbeitet worden, so insbesondere die Ge-

setze über die Kranken-, Unfall-, Invaliden-i und Altersver-

sicherung. Die Seele dieser Arbeit war der damalige Vor-.

tragen-de Rat und spätere Unterstaatssekretär Tohmsanm der

schon damals die wichtigsten Vorarbeiten zum Ausbau des ge-
werblichen Arbeiterschutzes leistete. Die erst-e Vergrößerung
erfuhr das Ministerium durch die noch- unter Bismarck erfolgte
Rückübertragunigdes gewerblich-en Unterrichtswesens, das in

näheren Zusammenhang mit der Bearbeitung der wirtschaft-
lichen Fragen gebracht werden sollte; auch die Preußische
Porzellanmanufaktur wurde damals dem Handelsministerium
unterstellt.
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Bismaer gab sein Amt als preußischer Handelsminister
wenige Monate vor seinen übrigen Ämtern auf, weil er den
von dem jungen Kaiser Wilhelm 11. eingeleitet-en neuen Kurs
in der Sozialpolitik nicht mit seinem Namen decken wollte.
Sein Nachfolger wurde Freiherr von Berlepsch-,
dessen Amtsführung durch die bekannten Februar-Erlasse von

1890 gekennzeichnet wird-. 1891 wurde eine Arbeiterschutz-
novelle als Abänderung der Gewerbeordnung Gesetz, die unt-er

anderem die Sonntagsruhe, einen Höchstarbeitstag für Frauen
und Arbeitsordnungen für größere Betriebe einführte. Die

Zentralstelle für Arbeiterwoshlfahrtseinrichtungen und die

Kommission für Arbeiterstatistik wurden eingerichtet. Die

Gewerbeaussfsichtwurde auf alle gewerblichen Anlagen aus-

gedehnt und- ihr die Überwachung der Durchführung der neuen

Gesetze übertragen. Namentlich diese ausführende Arbeit
des Preußischen Handelsministeriums stieß in der Groß-
industrie auf Widerstand, allmählich änderte sichs auch die

Stellung des Kaisers zur Sozialpolitik. Berlepsch konnte
keine weiteren sozialpolitischen Vorlagen im Staatsministerium
durchseizen, der Ministerpräsident Fürst Hohenlohe ließ ihn
fallen, im Juni 1896 trat er zurück und widmete sich sozial-
wisfenschaftlichen Arbeiten. Er gab die ,,Soziale praxis«
heraus und wurde Vorsitzender der ,,G-esellschaft für soziale
Reform« und Mitbegründer der »Jnternationalen Vereini-

gung für gesetzlich-enArbeiterschsutz.«.
Die Amtszeit des nächsten Handelsministers Brefeld

wird mehr durch inneren Verwaltungsausbau als durch
äußeres Hervortreten des Ministeriums, das unter Berlepsch
im Vordergrund aller sozialpolitischen Arbeit in Deutschland
gestanden hatte, gekennzeichnet In dieser Zeit wurde dsas

Jnnungswesen neu geregelt, die Handwerkskammern wurden

errichtet, das gewerbliche und kaufmännische Fortbildungs-
schulwesen wurde erfolgreich entwickelt, währen-d man von

der Börsengesetzgebung von 1896 wohl heute sagen darf, daß
sie einen Rückschritt sdarstellte. Dagegen wurde das Handels-
kammerwsesenunter eine neue Ordnung gestellt, die im wesent-
lichen noch- heute gilt. Zu erwähnen ist noch, daß im Jahre
1899 die ostpreußischenBernsteinwerke unter staatliche Regie
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chronik des Ver-nistet Ve r i r a g e s fFortsetzungJ

E. Wilsons Welifriedensprogramm
fi. Januar i9ts.

Präsident Wi l so n verkündet in einer Botschaft an den

Kongreß ein aus 14 Punkten bestehen-des P r o g r a m m

des Welifriedens: i· Offene und öffentlich

zustandegekommene Frie-

» densver-träge,nach deren Zu-
"

stände-kommen es keine geheimen
internationalenAbmiachusngen irgend-

,
.

welcher Art imsehr geben solle; viel-
T «. mehr solle die IDipslomatie immer

M offen und vor allen Welt getrieben
»

werden.

2." Vollkommene Frei-

heitdckschsitkaihkiaurden
i .- M e e r se n außerhalb der territo-

rialen Gewässer sowohl im Frieden

wsie im l(rieg, Soweit nicht etwa die

Meere durch eine internationale
Aktion zwecks Dsurchseßung internationaler Verträge ganz
oder teil-weise geschlossen werden sollten.

Z. Die B e s eilig suxn g . soweit sie möglich ist, sa l l e r

wirtschaftlichen Schranken und die Errichtung
einer Gleichheit der liandelsbedingungen
unter allen Nationen, die sich dem Frieden an-

schließen und sich zu seiner Aufrechterhaltung zusammen-

finden.
«

.

4. Es sollen g eeignete Garantien gegeben und

genommen wer-den, daß die nationalen Rüstungen
auf das niedrig-sie mit der inneren Sicher-

heit verträgt-iche Maß herabgesetzt werden.

s. Eine freie, offenherzige und unbedingt
unparteiische Regelung aller kolonialen
A n s p r ii c h e , beruhend auf der strengen Beobachtung des

Grundsatzes, daß bei der Entscheidung solch-er Souveränis
tätsfragen die lnteresssen sder betroffenen Bevölkerung ein

ebensolches Gewicht haben sollen wie die berechtigten- An-

spriiche der Regierung. deren Rechtstitel bestimmt werden

sollen. i
.

.

6. Räumung aller russischen Gebiete und
eine Regelung aller Rußland betreffend-en
F r a g e n

, die Rußland die beste und freieste Mitwirkung
aller anderen Nationen der Welt zum Zweck der Erlangung
einer unbehinsderten und unbeeinirächtsigten Möglichkeit der

unabhängigen Bestimmung der eigenen politischen Geschicke
und der nationalen Politik liefert und Riußland eine herzliche

Aufnahme in die Gesellschaft der freien Nationen verbiirgt.
desgleichen jede Hilfe, die Rußland nötig haben und wün-

schen sollte.
7. Belgien muß geräumt und wiederher-

gestellt werde-n, und zwar ohne jeden Ver-
such der Beschränkung seiner Souveränitäh
deren es sich in gleicher Weise wie alle anderen freien
Nationen erfreuen soll.

"

8. Alles französische Gebiet miißie be-
freit W"Ck«den- »und das besetzte Gebiet sund
dss im lashre 1871 Frankreich in Sachen Elsaß-
Loihrjngens von Preußen zugefiigte Un-

FC c h H —- -das nahezu fiinfzig lahre lang den Weltfrieden
m Fköge gestellt hat — müßte in Ordnung gebracht werden.

ldamitim lnteresse aller noch einmal Friede gemacht werden
ann. .

- 9. Eine Berichtigung der italienischen
Grenzen sollte bewirkt wer-den nach »den klar er-

kenn-baten Linien der Nationalität

10. Den Völkern Osterresich-llngarns,
dessen IPlatz unterden Nationen wir gewahrt

Wissen

l) Bei der Beurteilung dieses angeblichen Unrechts darf man u. o» nicht ver-

sessem das Frankreich 1870 den Krieg um folgender ziele willen vom Zaune brech.
—- Verhinderung der Einigung Deutschlands durch die Mittel-teuren auf Kost-en

Preusens, Annexion des linken Rheinufers (niindestens aber des saerlrohlens

deckens), Beseitigung· des Grobherzogtums Baden. Den Rassen bot Frankreich
damals Den-rig, den Dänen schleswtg en. Vgl. E. 0ncken, »Die Kheinpolttilr
Ncpoleons Ill. 1863—1870«, Bd.3, s· 526, und Kurt Reindort, »Und-nd und
der deumhsllunösnehe Krieg 1870-—1871« s. 134.

und gesichert zu sehen wünschen, miißte
die erste Gelegenheit einer autonomen Ent-

wicklung gegeben werden.

it. R-umänien, Serbien und Monienegro
miißten geräumi, »die besetzten Gebiete
w i e d e r -h e r g e -s i el it werden. Serbien miißte einen
freien und sicheren Zugang zum Meere erhalten, und die

gegenseitigen Beziehungen der Balkansvölkkermüßten durch
freundschaftliche Beratung gemäß den

«

geschichtlich ge-
wordenen Grundlinien von Zussammengehörigkeit und
Nationalität bestimmt werden; außerdem miißten inter-
knatiionalse Garantien fiir die politische und wirtschaftliche
Unabhängigkeit und die territoriale lntcgrität der einzelnen
Balkansiaaten geschaffen werden.

12. Den tiirkischen Teil-en des gegenwärti-

genOitomanisschenReichesmiißte eine sichere
Souveränitäi verbiingt werden· Aber die anderen
N a ti o n ali tät e n

, die ießt »unter tiirkisscher Herrschaft
stehen, müßten eine unzweifelhaft-e Sicher-
heit des Lebens-und eine voll-kommen unbe-
einträchtigste Möglichkeit der auionomen

Entwicklung erhalten; die Dardanellcn müß-
ten unter internationalen Garantien dauernd

,

als freie Du-rchf.ah-rt fiir die Schiffe sund
den Handel aller Nationen geöffnet werden.

13. Ein unabhängiger polnischer Staat
miißte errichtet werden, der die lvon einer
unbestreitbaren polnischen Bevölkerung be-
wohnten Gebiete einschsließen, einen freien
und gesicherten Zugang zum-Meere erhalten
und dessen politische und wirtschaftliche Unabhängigkeit
und territoriale lntegrsifät durch internationalen Vertrag
garantieri werden sollte.

i4. Es muß eine allgemeine Vereinigung der
N a t i o n e n unter bestimmten Vertragsbedingungen gebil-
det werden, zum Zweck gegenseitiger Garantie politischer
und territorialer Unabhängigkeit auch fiir kleine Staaten.«
Anschließend erklärte Wsilson au-sdrsiicklich. daß er nicht

auf die Schwächung Deutschlands ausgehe und das Reich
nicht zu ein-er Veränderung seiner Einrichtungen veranlassen
wolle, sondern daß er nur Deutschlands Vor-herrschsasft be-
kämpfe, und daß das aufgestellte Programm den Grundsatz
der Gerechtigkeit fiir alle Völker und Nationen, seien sie

groß oder klein, stark oder schwach, beachtet wissen wolle.

24. lianuar t9is.

Vor dem skiauptausschuß des lDeutschen Reichstags be-

spricht Reichskanzler Graf Hertling die 14 Punkte Wilsons

vom s. lanuar i9ts.

Mit den Punkten t-4 erklärt er sich grundsätzlich ein-
verstanden. Punkt 5 werde bei der praktischen Durch-

’

tiihrung einigen Schwierigkeiten be-

gegnen; zunächst könne es sieden-
falls dsem großen Kolonialreich Eng-
land iiberlassen bleiben. wie es sich
mit dem Vorschlage seines Verhän-
deten abtinden wolle. Zu Punkt 6

stellt er fest. daß die IEntente-
staaten es abgelehnt hätten. sich
den Verhandlungen zwischen den

Vierbundmächten und Rußland an-

zuschließen, und daß er daher- eine

nachträgliche Esinmischung ablehnen

miisse; er halte an der Hoffnung fest, daß es unter An-

aerkiigg

. erkennung des Selbstbestimmungsrechtes der westlichen
Randvölker des ehemaligen russischen Reiches gelingen
werde. zu einem guten Verhältnis sowohl mit den neuen

Randstaaten sals auch mit zdesmiibrigen tRsußlansdzu gelangen·
Zu Punkt 7 sei von seinen Amtsvorgängern wiederholt er-

klärt worsden, daß zu keiner Zeit die gewaltsame sAngliede-
rung Belgiens einen Programsmpunkt »der deutschen Politik
gebildet habe. Die belgische Frage gehöre-zu dem Komplex

is
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—

der Fragen, deren Einzelheiten durch die Friedensvenhandis

lungen zu ordnen sein würden. Solange die Gegner sich

nicht rückhaltlos iauf den boden stellten, daß die lntsegrität
des Gebietes der"Mittel-mächte die einzig mögliche Grund-
lage von Friedensverhandlungen bilden könne, miisse er an

dem bisher stets einsgenommenen Standpunkt festhalten
und· eine Vorwegnahme der belgischen Angelegenheit aus

der Gesamtdisskussion ablehnen. Punkt s; »Die besetzten
Teile Frankreichs seien ein wertvolles Taiuschpfand in

deutscher Hand. Auch hier bilde die geswaltsame Angliede-
runcg keinen Teil der deutschen Politik. Von einer Abtretung
von Reichsgebiset könne nie und nimmer die Rede sein. Die

Deantwortung der in den Punkten 9 bis 12 beriishrten Fragen
möchte er den österreichisch-.unganischen und tsiinkischen
istaatsmännern über-lassen Zu Punkt 13 stellt der Reichs-

kanzler fest, daß nicht die Entente. sondern Deutschland und

Osterreich-Ungarn die Polen von dem ihre nationale Eigen-
art unter-driid(enden zariistischen Regiment befreit hätten;
daher möge man es denn auchDeutschlanC 0sterre-ich-

Ungarn -und Polen iiberlassen, sich iiber die kiinftige Ge-

staltung Postens zu seinigen. Zu Punkt 14 erklärt er, daß er

jedem Gedanken sympathisch gegenüberstehe, der fiir die
Zukuntt die Möglichkeit und Wahrscheinlichkeit von Kriegen
ausschalte.

sDer Reichskanzler erkennt an, daß Wilssons und auch

Llovd Georges Ausführungen Grundsätze tiir einen allge-
meinen Welttrieden enthielten; aber in den konkreten
Punkten sei der Friedenswille weniger bemerkbar. -D.ie All-i-
ierten erklären zwar, sie wollten Deutschland nicht ver-

nichten, aber sie schielten begehrlich nach Teile-n des Reichs
und seiner Venbiindetem sie sprächen zwar mit Achtung
von Deutschlands Stellung, aber dazwischen dringe immer
wieder die Auffassung durch, als seien die Deut-schen die

Schulsdigem die buße tun kund Besserung geloben miißten
Wenn die Fiihrer der feindlichen Mächte wirklich zum Frieden

geneigt seien, so möchten sie ihr Programm nochmals revi-
dieren. »Wenn sie mit neuen Vorschlägen kommen, dann
werden wir sie auch ernst-lich prüfen; denn unser Ziel ist
kein anderes als die Wiederherstellung eines dauernden all-,
gemeinen Friedens Aber dieser Friede ist so lange nicht

möglich, sals die lntegrität des Deutschen Reiches und die
Wiirde unseres Vaterlandes nicht gewahrt .bleibt.'«

JO. Januar bis 2. Februar l9lt3.

Der in Paris tagende Oberste Kriegsrat der Entente
veröffentlicht iiiber das Ergebnis seiner beratsungen eine

amtliche Note, in der es heißt: Der Oberste sKriegsrat habe
die neuesten Enklärungen des deutschen Reichskanzlers und
des österreichischsungarisschen Außenministers sorgfältig
geprüft; er habe in diesen Erklärungen keinerlei Annähess

rung an dievon sämtlichen aslliierten Regierungen form-u-
lierten maßvolslen bedingungen zu enkennen venmocht
Der Eindruck, den der Kontrast zwischen den angeblich
idealen Zielen, zu deren Verwinklichiung die Mittelmächte
die Verhandlungen von Brest-sl.i«towsk eröffnet haben, und
ihrem nun offen zutage liegenden Streben nach Raub und

Eroberung hinter-ließ, sei nur geeignet, diese Überzeugung zu

befestigen. unter diesen Umständen ersachte es der Oberste

Kriegsrat tiir seine unmittelbare Pflicht, die Fortdauer des

Krieges mit äußerster Energie und durch die straffste und
wirksamste Vereinsheitliichung der militärischen Aktion der
Alliiierten sicherm-stellen

t,l. Februar 1918.

Präsident Wils on antwortet auf die Reden des Graf-en
czernin und des deutschen Reichskanzlers vorn 24.1a«
nuar in einer neuen Ansprache an den Kongreß: Graf
czernin habe in freundlichem Tone gesprochen, scheine
die Grundlagen des Friedens mit klarem Blick zu erkennen
und fiihle offenbar, daß Osterreich auf die von den Ver-

einisgten Staaten aufgestellten Kniegsziele leichter eingehen
könne als Deutschland; er wiirde wahrscheinlich noch

weitergegsangen sein, wenn er nicht auf Osterreichs biindnis
und seine Abhängigkeit von Deutschland hätte Riieksicht
nehmen miisssen Graf Hertlings Antwort sei sehr un-

bestimmt und sehr verwirrend. Die von ihm vor-geschla-

14

genen Methode-n seien diejenigen des Wiener Kongresses.
Dahin gebe es keine Rück-kehr. Der Kampf gehe um eine
neue internationale Ordnung, aufgebaut auf den weiten und

allumsfasssenden Grundsätze-n von Recht und Gerechtigkeit,
nicht um einen bloßen Flicksfrieden Der Wellfrieden hänge
von der gerechten Schlichtung eines jeden der verschiedenen
von ihm formulierten Probleme ab. Auf die Friedens-reso-
lution des Reichstags vom 19. luli 1917 hin-weisend, ersklärt

Wilson: Es solsl ikeine Annexionen geben, keine

Krsiegsentseh-ädiigungen, keinen strafweisen
Schadenersatz. Kein Volk soll durch eine inter-

nationale Koniferenz eder durch Abmachungen zwischen Ri-
valen und Gegnern von einer Staatshoheit an

"

eine andere ausgeliefert werden« Nationasle
Anspriiche miissen beachtet werden, die

Völker diirifen nur noch mit ihrer eigenen
Zustimmung ibeherrseht und regiert werden.
Das ,,Selbstbesti:mm—ungsreeht« ist keine bloße
Redensart. Es ist ein gebieterischer Grundsatz des Han-

deln-s, den die Staatsmänner künftig nur noch
,

auf eigene
Gefahr mißachten werden.

·

«

Auf die Anregung des Grafen czernin, ob nicht ein

Meinungsaiistausch zwischen Osterreich-Unigarn und den

Vereinigten Staat-en den Weg zuallgemeinen Friedensver-

handlungen bereiten könne, antwortet Wilson: Die —Priifung,
ob ses fiir beide Regierungen möglich sein werde, in dem

Meinungsaustausch weiterzusgehen, sei einfach und klar.
Die anzuwiendenden Gnundsätze seien folgende:

t. Jeder Teil der endgültigen Regelung miisse beruhen
auf der wesentliche-n Gerechtigkeit des besonderen Falles
und auf einem solchen cAusg-le-ich, von dem es am wahrschein-
lichsten sei. daß er einen dasuerhaften Frieden bringen werde.

Z. Völker und Provinzen diirtten nicht von

ein-er Staatshoheit in 4die andere herum-

gesehoben werden, als wenn es sich um Figuren
oder Steine in einem Spiel handle, auch wenn dieses Spiel
das große, aber ietzt fiir imsmer diskreditierte Spiel des

Gleichgewichts der Kräfte sei; v i elm eh r m ii ßte
Z. jede Gebietssfrage, die durch diesen Krieg

aufgeworfen sei, im interesse und zum Vorteil
der betreffenden bevölskerung gelöst wer-

den und nicht als einTeil eines bloßen Ausgleichs oder

Kompromisses zwischen rivalisierenden Staaten.
·

4. Allen iklar umschriebenen nationalen

Ansprüche-n miisse die weitestgehende Be-

friedigung gewährt werden, die ihnen gegeben
werden« könne, ohne Elemente der Zwietracht und Feind-
schaft zu verewisgen oder neu —einzufiihren, die geeignet
wären, den Frieden Europas und damit den Frieden der

Welt bald wieder zu stören.
»

Diese als fundamental zu betrachtenden Grundsätze
seien, soweit -er sehe, bereits überall als zwingend an-

erkannt asußer von den Wortfiihrern der deutschen Annexio-

nisten und Militaristen Der tragische Zustand sei, daß diese

Partei in Deutschland gewillt und imstande sei, Millionen
von Männern in den Tod zu senden, um zu ver-hindern was

alle Welt ietzt alss gerecht anerkenne.

25. F eb ru a r l9ts.

Reichskanzler G r a f il e r t l i n g stimmt im Reichstag
-den vier Grundsätzen in Wilsons Ansprache vom lt. Fe-

bruar ausdriicklich und grundsätzlich bei und erklärt. daß ein

allgemeiner Friede asuf solchen Grundlagen erörtert werden

könne, allerdings nur dann, wenn diese Grundsätze nicht nur

von Wilson vorgeschlagen, sondern von allen Staaten und
Völkern anerkannt würden.

Zö. Fesb r u ar Witz-

Der britische Außenminister Batfour erklärt im Unter-

haus, auch die letzte Rede des deutsche-n Reichskanzlers
vom 25. Februar biete keine Grundlagen liir Friedensver-

handlungen. Wenn man Verhandlungen beginnen wolle, be-
vor man die Aiussicht auf ihre erfolgreiche Durchführung
habe. so wäre das das größte Verbrechen gegen den
Weltfrieden



Der Heimatdtenst
W
—

6. April t9ts.

Baltimore Wilsons Anleihewerberede.

» . . . lch wiindie mich schämen, wenn ich isn dieser

ernst-en Zeit . . . . die schwächstiche Sprache des Hasses und

der Rache gebrauchte . . . Wir sind bereit, bei »der

Endaibrechnungigerechtgegen das deutsche
Volk zu sein-und Deutschland genau soswte die

anderen Mächte redlich zu behandeln. bei
diesem End-urteil kann kein Unterschied

zwischen den Völkern gemacht werden,
Wenn es wirklich gerecht ausfallen soll . · ..

Mit diesen Gedanken vor Augen habe- ich versucht, von

denen- die« tiir Deutschland sprechen. zsu hören, ob sie Ge-

kechjl·9ke-it oder ob sie stierrschsatt erstreben und ihren

eigenen Willen den anderen Nationen der Welt autzwingen
wollen. Die Antwort ertolgte in Worten, die nichst talsch

Cllklleiaßt werden können. Es wurde zugegeben, daß nicht

Gerechtigkeit, sondern Herrschsucht und riicksichtslose

Durchführungdes eigenen Willens die treibende Kratt ist.
Dieses Bekenntnis stammt nicht von den deutschen staats-

mönnerm sonder-n von den militönischsen Führern, welche die

wirklichen stierrscher sind . . . . Wir können, was in Rußss
land, in der Ukraine und in Finnland tatsächlich ertotlgte,
nicht msißverstehen . . .. Deutschland hat wiedenum ge-

zeigt, daß allein die Gewalt zu entscheiden hat. Es tragt
sich, ob Recht und iFriede in den Beziehungen der Menschen

herrschen soll. ob das Recht, wie Amerika will, oder der

Zwang, wie ihn Deutschland anstrebt, das Los der Mensch-

heit bestimmen soll. Von unserer Seite ist daher nur oine

Antwort möglich:- Gewalt, äußerste Gewalt, Gewalt ohne

Grenzen, eine gerechte und triumphierende Gewall,« die ein

gerechtes Geseß in die Welt bringt und jede selbstsüchtige
Herrsschsucht niederwirtt.

4. lulsi 1918. .

ln der Anspraehe am Grabe Washingtons zu Mount

Vernon verkündet Präsident Wilson die folgenden vier

Grund-säbe: »t. ·Vernichtu-ng jeder willkür-

lichen Macht, wo immer sie sei, die tiir sich

allein, im geheim-en und nach eigenem Ent-

schluß den Frieden der Welt stören kann;
oder wenn sie zur Zeit noch nicht vernichtet werden kann,
zum wenigsten ihre,l·terasbdriickung zur tatsächlichen Macht-

tosigkeit. 2. Die Regelung jeder Frage, sowohl
in ibezug aut Gebiet oder Souversönsität, aut wirtschasttliche

Abmachungien oder aui politische Verhältnisse, muß er-

kolgen aut der Grundlage der treten Annahme
di e s e r R e g e l u n g durch das unmittelbar davon betrof-
fene interessierte Volk; nicht aut der Grundlage
Eies «m(ateriellen Nutzens oder Vorteils

ru’gendeiner anderen Nation oder eines
anderen Volkes« die eine andere Regelung
ZUIT Ausbreitung ihre-s Einflusses, ihrer Herr-

schait wiinischen mögen. Z. Die Zustimmung aller

NMOHCM In ihrem gegenseitigen Verhalten von denselben
Grundsätzen der Ehre und der Achtung tiir das gemeinsame
Gesetz der zivsilisierten Gesellschatt geleitet zu werden,

welche die einzelnen Bürger aller modernen Staaten in
Ehren sbeziiehsungen zueinander leiten, dergestalt, daß alte

Vcksprechen und Übereinkommen gewissen-hatt beobachtet,

kean geheimen Anschläge oder Verschwörungcn ausgeheckt,
keine selbstsiichtigen Verletzungen strailos begangen werden
können und gegenseitiges Vertrauen aut der testsen Grund-

1Elge der allgemeinen sAchtung des Rechtes geschatten wird.
4- Begründung einer Friedensorganisation.
Welche die Gewißheit verschatit, daß die vereinigte Macht
der freien Nationen iede Rechtsverletzung verhindern und
helfen wird. den Frieden und die Gerechtigkeit durch ein

höchstes Gericht »der öffentlichen Meinung zu sichern, dem

sich alle unteriwenten miisssen, und durch das alle internatio-
nalen «bericht·igunge-n,die von den unmittelbar betrottenen

Völkernnicht aut treundschsaittlichem Wege erledigt werden

kOUkMLveribiirgt werd-en sollen.«

27. september t9ts.

Wilsons Völkerbundsrede in New York. ,,t5ei jeder
Wendung des Krieges gewinnen wir eine erneute Auttassung
des dadurch zu erreichenden Endziels . . .. Die daraus sich

ergeben-den Kern-tragen aber sind die folgenden: soll
die Militörsmacht irgendeines staates oder
einer Staatengruppe die Geschicke von

Vöslkersn bestimmen diirten, iiber welche sie

kein Herrschattsrecht hat. als das Recht
der G ewalt7 sollen mächtige staaten die Freiheit

haben, schwache Nationen niederzuringen und sie ihren
Zwecken und Interessen untertan zu machen? sollen die
Völker selbst in ihren eigenen inneren Angelegenheiten
durch willkürliche und sunverantwortsliche Gewalt regiert und
beherrscht werden, oder durch ihren eigenen Wille-n, snach

eigener Wahl? soll es einen gemeinsamen Maßstab
von Recht und Vorrecht tiir alle Völker und
Staaten geib en , oder sollen die Mächtigen tun können,
was sie wollenI während die schwachen wehrlos leiden
müssen? soll der Votlzug des Rechts vom Zu-
tall und geslegesntslichen Bündnissen abhängen,
oder soll es einen Verband geben, um die Be-

obachtung allgemeiner Rechte zu erzwin-
gen ? . . . Wir stimmen aslsle darin iisberein, daß smit den
Regierungesn der Mittelmöchte weder durch irgendeine Art
von Gelegenheitshandel noch durch Kompromsiß der Friede
erreicht werden kann, weist wir Ebereits mit ihnen unterhandelt
und auch isn brestsi.itowsk und bukarest gesehen haben, wie
sie mit anderen Regierungen. welche Teil-nehmer an diesem

Kriege waren, unterhandelt haben. Sie haben uns iibers
zeugt, daß sie ohne Ehre sind und keine Gerechtigkeit
beabsichtigen sie beachten keine Verträge, erkennen
keinen Grundsatz als snur die Gewalt und ihre eigenen lnter-
essen an. Wir können uns mit ihnen nicht einigen. sie haben
dies unmöglich gemacht. Das deutsche Volk muß endlich
völlig inne werden, daß wir das Wort derer, welche uns

diesen Krieg autgezwungen haben, nicht annehmenkönnem
Von höchster Wichtigkeit ist auch, daß wir klar .testlegen,
daß der Friede durch keine Art von Komprorniß oder durch
irgendeinen Abzug von den Grundsätzen, die wir zu unseren

Kriegszielen gemachthabem erreicht werd-e . . . Wenn in
Tat und Wahrheit, wie ich es glaube, das gemeinsame Ziesl
der gegen Deutschland verbündeten Regierungen und
Völker das sein soll, durch die skiinttigen Vereinbarungen
einen sicheren und dauernden Frieden zu erlangen, so .ist
es notwendig, daß alle, die sich an den Friedenstisch setzen
werden, mit der bereitwillsigkeit kommen, den Preis zu

zahlen, der ihn sicher-n wird. auch müssen sie bereit und
willens sein, mit mönnlichem Mut das einzige Werkzeug zu

schastten, durch das wir die sicherheit erlangen, daß das

Friedensiibereinkommen geachtet und vollzogen wird. jener
Preis ist die unparteiische Gerechtigkeit in jedem Teil der

endgültigen schlichtung, unibekiimmert darum, wessen lnter-

essen durchkreuzt werden . . . lenes unentbehrliche Werk-

zeug ist der Bund der Nationen . . . Ohne ein solches Werk-

zeug . . . wird dieser Friede teilweise aut dem Wort von

Venbrechern ioutlawsl beruhen, ia einzig aut diesem Wort.
Deutschland wird seine-n charakter wieder reinigen müssen,
nicht durch das, was am Friedeustisch geschieht, sondern
durch das, was tolgt. llnd so muß . . . die schattsung jenes
Vö.lkersbundes sowie die. klare Umschreitbunsg seiner Ziele
ein Teil. ia in gewisse-m sinne der wesentlichste Teil des
Friedens selbst sein . . . Doch diese all-gemeinen Aus-drücke

otitensbaren keineswegs die ganze Angelegenheit Einzel-

heiten sind nötig, um ihnen nicht so sehr die bedeutung
einer bloßen These, als vielmehr die ein-es praktischen »Pro-
gramms zu geiben . . .: Erstens, die unparteiische Ge-

rechtigkeit, die geschastten werden soll-, dart keinen Unter-
schied machen zwischen jenen,·ge·gen die wir gerecht zu

sein wiiinschem und jenen. gegen die wir es nicht zu sein
wsiisnschen. Es muß eine Gerechtigkeit sein, die keine Be-

günstigten kennt und die keine andere Richtschnur kennt,
als die gleichen Rechteall der verschiedenen Völker, die
in Frage kommen. Zweitens, kein besonderes oder ab-

gesondertes interesse irgendeiner einzelnen Nation oder

is
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irgendeiner Gruppe von Nationen kann zur Grundlage
irgendeines Teils des Ubereinikommens gemacht werden.
wenn es nicht mit den gemeinsamen Interessen aller über-

einstimsmt. Drittens, biüsndnissesoder Verbindungen oder

besondere Abkommen innerhalb der allgemeinen und ge-

meinschaftlichen familie des Vöslskersbunsdes sind unzulässig.
Viertens und mehr im einzelnen, selsbstssüchtige wirt-
schaftliche Sonderbündnisse innerhalb des Völkserbundes

können nicht zugelassen werden. ebensowenig wie An-

wendung irgendeiner Form von wirtschaftlichem sbovkott
oder Ausschluß, ausgenommen, wen-n die Vollmacht zur

wirtschaftlichen bestrasfung durch Ausschluß von den
Märkten der Welt dem Völker-bund selbst als Zucht-s und
Machtmittel übertragen wird. Etünftens, alle internatio-
nalen übereinkommen und Verträge irgendwelcher Art
müssen in ihrer Gesamtheit der übrigen Welt bekannt-
gegeben werden. Sonderbündnisse, wirtschaftliche Rivali-
täten und Feindseligkeiten sind in der modernen Welt eine

ergiebige Quelle der Pläne und Leidenschaften gewesen.
die Kriege entfesselt haben. IEin Friede, der sie nicht durch
bestimmte und-bindende Verpflichtungen unmöglich macht.
wäre unaufrichtig und unsgewsiß.«

«

- Il. Der Vorfriedensvertrag vom S. Novembert916
ts. justi 1918.

Ensde der deutschen Oftensive an der Westfront. Beginn
der großen feind-lichen Gegenofsfensive

s. Au gu st 1918.

Eint-rud-dek Englands-c und Franzosen sia die deutsche
Front bei Villers sbretonneux.

t4. A u gu s t t9ts.

Spa. ln einer besprechung unter Vorsitz des sKaisers
wird die Notwendigkeit festgestellt. Friedensverhandlungen
anzubahnen.

ts. September 1918.

Beginn des Zusammenbruchs der but-garischen ·Eront.

28. September t918.

Hindenburg und Ludesndortf entschließen sich, beider

Reichsregierung ein direktes deutsches Friedens-· und

Waffenstillstandsangeibot auf Grund der 14 Punkte Wilsons

anzuregen.
«

30.Septemsber1918.

Der Kaiser genehmigt das Rücktrittsgesuch des Reichs-
kanzlers Grafen sHertling und fordert die Einführung der

parlasmentarischen Regierungsform.

Z. Oktober t9ts.

bildung einer parlamentarischen Regierung unter P ri n z

Max von Bade-n als Reichskanzler mit folgendem Pro-

gramm: festhalten an »der Antwort auf die Rapstnote vom

t. August 1917 und usneingesschsränktes Bekenntnis zur

Eriedensresolution vom t9. luli t9t7; Erklärung der Bereit-

schaft, einem Völkerbund Ibeizutreten; einwandfreie Er-

klärung süsber Wiederherstellung Belgiens und Verständigung
über Entschädigung; ibisher geschlossene Friedensverträge
dürfen kein Hindernis iür den allgemeinen Friedens-schloß
bilden; Schaf-fung von Volksvertretungen im baltiskum, in
Litauen und Polen; Schattung eines selbständigen Bundes-
staates Elsas-Lothringen; unverzügliche Wahlrechtsreform
in Preußen; Einheitlichkeit sder Reichsleitung durch ihre

Parlamentarisierung; strenge Einhaltuing aller verfassungs-
mäßigen Verantwortlichskeitem Beseitigung aller militärischen

Einrichtungen, die der politischen Beeinflussung dienen-
Anderung der Bestimmungen üsber den Belagerungszustand,
beschränkung der Zensur,, politische Kontrolle aller Maß-
nahmen, die auf Grund des Belagerungszustandes verhängt
werden.

«

s. Oktober t9ts.

Reichskanzler Prinz Max von Baden ersucht den Prä-

sidenten Wilson, »die Herstellung des Frieden-s in die Hand
zu nehmen, alle Ikrieg-führenden Staaten von diesem Er-
suchen in Kenntnis zu setzen und sie zur Entsendung von

Bevollmächtigten zwecks Aufnahme der Verhandlungen ein-·

zuladen«. Die d e u t s c h e R e g i e r u n g ,,nimmt das von

dem Präsidenten in der lKongreßrede vom s. la-
nuar 1918 und in seinen späteren Kund-

gesbsungen, namentlich in der Rede vom

27. S e p t emb e r aufgestellte Programm als Grundlage für
die Friedensverhandlungen an. U m w e i t e r e s B l u t «-

vergießem zu vermeiden, ersucht die deutsche
Regierung, den sofortigen Abschluß eines all-
gemeinen Waffenstillstandes herbeizu-
führen«

is

Z. Oktober 1918.

Wilson will zunächst den »genauen Sinn« der deut-
schen Note kennen. »Me-int der Reichskanzler, daß die
kaiserliche deutsche Regierung die bedin-

gungen, die der Präsident in seiner Botschaft . . . vom

s. lanuar und in den folgenden botschaften niedergelegt hat.
annimmt. und daß ihr Zweck beim Eintritt in
die Diskussion nur der sein würde, sie-h über
d i e praktischen Einzelheiten ihrer Anwendung zu ver-

ständigen7« Waffenstilslstand sei nicht mög-
lich, solange die Heere der Mittelmächte in
den Gebieten der Alliierten stehen. Der sprä-
ssident will wissen, ,,o«b der Kanzler nur für die-

ienigen Gewalten des Reiches spricht, die
bis-her den Krieg geführt hasben«·.

12. Oktober 1918.

Deutsche Antwort auf Wilsons Note vom s. Oktober:
Deutsche Regierung »hat die Sätze angenommen«, die
Wilson am s. lanuar und später »als G r u n dlag e ein e s

dauernden
«

Reeshtssfriedens niedergelegt
ha t. Der Zweck der einzuleitenden Besprechungen wäre

also lediglich der,« sich über praktische Einzelheiten ihrer

Anwendung zu verständigen«. Deutssche Regierung nimmt

an. daß auch die Alliierten »sich auf den Boden der

Kundgebungen des Präsidenten Wilson ste-llen«·. Zur Herbei-

führung eines Waffenstillstandes werden Wilsons Räumungs-
vorschläge angenommen. Gestülzt auf den Willen der

Reichst-agssmehrheit,- spricht der Reichskanzler im Namen
der deutschen Regierung und des deutschen Volkes.

t4. Oktosber 1918.

Wils o n" bestätigt die unbedingte sAnnahme seiner

Eriedensgrundlagen durch Deutschland. R ä u m u n g s «

und Waffenstillstansdssbedingungen müssen

dem Urteil der militärischen Rastgeber der Gegner Deutsch-

lands überlassen bleiben und ,.v ö l l i g b e f r sie di g e n d e

Siehersheitesn und Bürgschaften für die Ausf-

rechterhaltung der gegenwärtigen militäri-

schen Uberlegenheit der Armeen der Ver-

einigten Staaten und der Alliierten vor-

seshen«. Ein Waffenstillstand sei nur möglich, wenn die

Versenkung von Passagierschiffen durch U-Boote und die

Zerstörungen beim Rückzuge aus Elandern und Frankreich

vorher Jeingestellt würden.- ..Zur Vermeidung ieder Mög-
lichkeit eines Mißverständnisses« müsse der Präsident »in
feierlichster Form auf den Wortlaut und klaren Sinn« einer
der soeben von Deutschland angenommenen Friedens-bedin-

gungen hinweisen: ,,Vernichtung jeder Willkür

und Macht, die Ifür sich allein und heimlich

den Erieden der Welt stören kann, und wenn

ihre Vernsichtung jetzt nicht möglich ist, mindestens ihre

Herabsetzung zu tatsächlicher Machtilossigkeit.« Die das

deutsche Volk bisher beherrschende Macht sei dieser Art.

»Es liegt innerhalb der Wahl der deutschen Nation, dies zu

ändern.« Diese bedingung müsse dem Frieden vorangehen.
Nach dem Urteil Wilsons werde »die ganze Durchführung
des Friedens von der Bestimmtheit und dem zufrieden-
stellenden charakler der Bürgschaften abhängen, die in

dieser grundlegenden Frage gegeben werden können. Es

ist unumgänglich notwendig. daß die gegen Deutschland ver-

bündeten Regierungen unzweideutig wissen, mit wem sie es

zu tun haben·«.
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gestellt-und »der Bergverwaltung einsgegliedert wurden, die seit
1890 zum Handelsministerium gehörte. Sie trat unt-erdem

Nachfalger Briefelds, dem Minister M ö l le r (1901 lbis 1905),
der aus ider praktischen Wirtschaft und dem Parlament
stamme, mehr in »die Erscheinung. Es erregte großes Auf-
sehen- als der preußische Bergfiskus im Ruhrbsergbau durch

Erwerbung der Bsergwerksgesellfchaft Hibernia selbst fest-en
Fuß faßte und seinen Besitz später weiter ausdehnte. »Die
Leitungder deutschen Arbeits- und stirtschaftspolitikfreilich
ging immer mehr auf idie Reich-sbehörden über, seitdem der

Staats-sekretärim Reichsamt des Innern, Graf Posadowsky,
dort eine lebhafte Initiative entfaltete. Aber dem preußischen
Ministerium ist dauernd mit »der Ausführung der Gesetze die

Fürsorge für »die einzelnen steige »der Wirtschaft geblieben.
In »die Zeit Möllers fallen »die Einführung ider Gewerbe-

gerichte, die Errichtung »der Handelshochschulen in Köln und

Frankfurt a. M., sdsie erste Ausbildung von Gewerbelehverinnen
Und die ErrichtUng des Landesgewerbeamts als staatliche
Zentralstelle für die Gewserbeförderung

·

Aus der Amtszeit des nächstenMinisters Delbrück

(bl? 1909) sind an Gesetzen, an denen das Handelsministerium
entscheidend mitwirkte, zu nennen die Börsennovellsevon 1908

Und die Berggessetznovelle von 1909, zu der das Grubenunglück
auf der Zeche Radbod und ein großer Streik im Ruhrrevier
den Anlaß gaben. Höher aber als Gesetze schätzteDelbrück das

Ringen um die Seele des Arbeiters durchs die Verwaltung.
Auch unter ihm schritt die Entwicklung-des Fach- und Fort-
bilidsungsschulwesens und ihrer Eehrpläne fort. Minister
Sydo-w, der ihm folgte, blieb am längsten nach Bismarck,
nämlich neun Jahre, im Amte. In »dieseZeit fielen die

schwierige-n Aufgaben, die »der Weltkrieg der preußischen
Wirtschafts-verwaltung stellte, die sich auf die Sicherung und

Verteilung von Roshstoffen, Rahrungsmitteln, Bekleidungs-
stoffen usw. und auf die K"riegsfürsorge,Heranbilsdung weib-

licher Ersatzkräfte und ähnliches umstellen mußte. Acht
Beamte des Ministeriums ließen im Felde ihr Leben für das
Vaterland.

Die jüngste Periode der Geschichte des Handels-
ministeriums setzte mit dem Übergang zum Parlamentarissmus
ein. Der erste neue Minister war Fis chibeck, der im Ok-
tober 1918 ernannt wurde und das Ministerium über Revo-
lution und Kappsputsch hinweg leitete. Ihm fiel die Auf-
gabe zu, Handel und Gewerbe in jenen unruhigen Zeiten im

Fluß zu erhalten und die Beziehungen zswischsenArbeitgeber
und Arbeitnehmer den Auffassungen »der neuen Zeit anzu-
passen, soweit sie behördlichem Einfluß zugänglich sind.
Schwere Verluste erlitt die Bergiverwaltung »durch iden Ver-

sailler Vertrag in Oberschlesien und im Saar-gebiet. Erheb-
lichse Eingriffe in idas Arbeitsgebiet desMinisteriums brachte
sdie Umorganisation des preußischen Staatsministeriums, in-
dem ein Teil der sozialen Arbeiten an das neugegründete
Volkswohlfahrtsministerium übergeleitet wurde, während in-

folge der Auflösung sdes Ministeriums für öffentliche-Arbeiten
dem Handelsministerium die Betreuung der Häfen, Brücken

FrauzösifcheWirtschaftsforgen.
Die französifcheEinfuhr hat in den-Monaten Januar bis Mai

«

dieses Jahres einen Wert von 25,5 Milliarden Franken gehabt,
dem ein Ausfuhrwert von nur 20,4 Milliarden Franken gegenüber-
stand. Diese Passivität der Handelsbilanz in Höhevon 5,1 Mil-
liarden gegenüber einer solchen von nur 0,6 Milliarden im gleichen
Zeitraum des Vorjahres hat die französischeöffentlicheMeinung
in erheblichem Ausmaße al-armi-ert. Als Ursachen für das Zurück- -

bleiben der Ausfuhr werden eine Reihe von Faktoren angegeben,
ia vor allem die fortgesetzte Steigerung der xsebenshaltungsskosten
— die Kleinhandelsprseise in Paris beispielsweisesind von

540 Punkten (1914: loo) im August 1928 in ununterbrochener
Steigerung auf 626 im Mai 1929 angewachsen—- und damit
M unmittelbarem Zusammenhang natürlich eine Zunahme der

TöEine, ferner die nach französischerAnsicht übermaßige Steuer-
belastung. In den ersten fünf «Monaten dieses Iahres sind
gegenüber dem haushaltsmäßigen Voranschlage 2,5 Milliarden

und Fä"hren,des Tarif- und Enteignungswesens, der El-ektri-

zitätswirtschaft,Kraft- und Luftfahrt, der Kleinbahnenusw»
also die preußische Verkehrsverwaltung,- zufiel. Das
Landesgewerbeamt wurde durch Gründung einer zweiten
Abteilung für Handwerks- und Genossenschaftswesenum-

gestaltset. Eine Neuorganisation der Handelsk-am-mer, ·«dieder

nächsteMinister, Siserin-g, fortsetzte, gab »den »Industrie- und

Handelsk-a«-mmern«,wie sie jetzt hießen, neue Aufgaben und

eine Ausdehnung ihrer Selbstverwaltung In »die Amtszeit
Sierings fiel der Ruhrkampf mit seiner ungeheuren Wirt-

schaftserschütterung. Die staatlichen Bergwerke wurden von

der Hoheitsverwaltung getrennt durchs die Gründung der

PreußischenBergwerks- und Hütten A.-G. (Preußag), der

unter seinem Nachfolger in Westfalen die Hibernia und die

Bergwerks A.-G. Recklinghaussen folgten. 1922 wurde sdas

Grubensicherheitsamt geschaffen, das sichsausschließlich mit

der Unfallverhütung und dem Rsettungswesen im Bergbau zu

befassen hat. Aus der sonstigen Verwaltung ist zu erwähnen
die Einrichtung der Tuftbildstelle und vor allem der Hafen-
aussbau in Königsberg, Stettin, Flensburg, Wesermünide,
Harburg und Ein-den.

,

Seit Februar 1925 ist der jetzigeMinister Dr. Schr e i be r

im Amt. Die unter Minister Sydows begonnene Beteiligung
des, Staats-bergbaues bei der Rheinschiffahrt hat eine Kon-

solidierung erfahren, die in diesem Iahre zum Abschluß einer

Betriebsgemeinschaft mehrerer Schiffahrtsgruppen führte. In
verschiedenen Tandesteilem die durch die Rückwirkungen des

Friedensschlusses Rot litten, mußten Notstanidsmaßnahmen
durchgeführtwerden; so in Oberschl-esien, in Waldenburg, im

Dahn-s und Dillgebiet und anderwärts. Die« neue Arbeits-

gerichtsbarkeit wurde in Preußen durchgeführt Ganz neue

Wirtschaftszweige, wie die Gasfernversorgung, serforderten
»die Mitarbeit ides Ministeriums. Das Berufs- Und Fachschuls
wesen hat erheblicheFortschritte gemacht, dise Zahl der Schulen
hat sich auf 2500, idie der Schüler auf 880 ooo, die der Lehrer
auf 5200 vermehrt. Die Entfaltung der Elektrizitätswirtfchaft
des preußischen Staates, ihre Einigung mit derjenigen des

Reiches und sder gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen in

Rheinland-Westfalen ist das Werk Dr. Schreibers. Ebenso
ist es gelungen, in den Hafenfragen um Hamburg eine

Verständigung zu erzielen, »die eine Verwaltung dieses wich-
tigen Platzes bezweckt, so, als ob keine Tandesgrenzen vor-

handen wären. In ähnlich-er Weis-e hat sich das Ministerium
in den Dienst der Förderung der Zusammenarbeit der Inter-
essenten bei Kraft- und Flugverkehr gestellt und in der Sozial-
politik die Mitverantwortung der Arbeitnehmerfchaft in

Arbeitsschutz und Betriebskontrollse, z. B. bei der Dampf-
kessel-und· Grubenüberw.achung,voran-gebracht Den besonderen
Zwecken des Mittelstandes in Handwerk und Einzelhandel
dient jetzt eine Unterabteilung »der Gewerbeabteilung. Die
Arbeiten für Technik und Verkehr sind immer stärker in den

Vordergrund getreten. So kann man sagen, daß idie zunehmen-de
Bedeutung »der Wirtschaftsfragen für den Wiederaufstieg
Deutschlands immer mehr dem PreußischenHasndelsministerium
seinen Charakter und seine Stellung gegeben hat.

Zur Zeitgeschichie—-
S«teuernmehr ·eingekommen. Eine Senkung des allgemeinen Preis-
niveaus 'und damit Verbilligung der Produktion sowie Senkung
der Steuerlast, das sind die gleichen Probleme, die zur Zeit auch
die französischeWirtschaft beschäftigen, wie sie bei uns an der

Tagesordnung sind. Wenn auch Frankreich eine Arbeitslosigkeit
nicht kennt, so fürchtet man doch bei einer weiteren Fortdauer der

schlechtenLage des Außenhandels eine entsprechende negative Rück-
wirkungauf die Industrie und damit auf den Arbeitsmarkt. Einer
Preissenkungsaktion steht nun aber eine Reihe von Hindernissen
im Wege, so einmal die in Aussicht genommeneEinsführung der

Sozialversichserung,die, wenn sie auch in wesentlich bescheidenerem
Ausmaßewie bei uns in Deutschland beabsichtigt ist, doch eine ge-
wisse finanzielle Belastung von Unternehmerschaft und Arbeiter-
schaft darstellt. Ferner ist zum 1. Iuli ein neues Mieterschutzgesetz
in Kraft getreten, das eine sühlbare Erhöhung der Mieten mit sich
bringt. Was nun die Steuersenkungsaktion anlangt, fo ist zwar
für das neue Budget ein Steuerabbau im Gesamtbetrage von

1,5 Milliarden vorgesehen, der aber von der französischenIndustrie
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als völlig unzsuresichendangesehen wind. Es istauch zu bedenken,
daß natürlich die Preissteigerung auch Geha tserhöhung für die
Beamten und Erhöhung der Sachausgaben der Staatsverwaltung
nach sich zieht, so daß hier einer Ausgabendrosselung eine natürliche
Grenze gezogen ist. Genau wie bei uns, so trägt man sich auch
jenseits des Rheines mit allerlei Plänen der Ausfuhrförderung
und hat kürzlich eine große Zentralorganisation der französischen
Auslandspropaganda in Gemeinschaft mit den Fremdenverkehrss
und sonstigen Außenhandelsorganisationen ins Leben gerufen. Jn
dieses Kapitel gehören auch sder Ausbau unsd die Modernisiertung der

französischen«Häfen, die vor allem auf Reparationskonto vor-

genommen werden sollen und für die der französischeStaat einen —

Gesamtkredit von über 5 Milliarden in Aussicht genommen hat.
Wenn es auch nicht zu leugnen ist, daßim normalen Auf und Ab
der wirtschaftlichen Konjunktur Frankreich genau wie jedes andere
Land Spannungen seiner Wirtschaft durchmacht, Spannungen, die
eben in erster Linie eine Folge der Stabilisierung der Währung und
der Angleichung an das Weltmarktniveau sind, so darf doch nicht
außer Betracht bleiben, daß die französischeWirtschaft weitaus
reicher dotiert ist als die deutsche. Ganz im Gegensatz zur deut-

schen Wirtschaft ist doch die französische in der Lage, das Defizit
der Handelsbilanz auszugleichen und überzukompensierenmit den

Einnahmen beispielsweise aus dem Fremdenverkehr. Auch kennt
die französische Wirtschaft nicht entfernt die Schwierigkeiten der·

deutschen Kapitalversorgung denn im Grunde genommen verfügt
Frankreich doch heute bereits über erstaunlich große Mengen von

EigenkapitaL
-

-

.

«

Nemvahlen in Holland.
Am l. Juli haben die regelmäßigen, alle vier Jahre fälligen

«Wahlen zur Zweiten Kammer der Niederländischen Generalstaaten
stattgefunden. Die Erste Kammer wird erst später von den Pro-
vinzialräten der elf Provinzen gewählt, während die 1»00 Abgeord-
neten der Zweiten Kammer aus allgemeinen, direkten und geheimen
Wahlen hervorgehen. Seit 1917 besteht das allgemeine, seit 1918
das Verhältnis-, seit 1919 das Frauenwahlrechtz das passive be-

ginnt bei Zo, das aktive bei 25 Jahren, und zwar als Wahlpflicht,
deren Unterlassung mit Z Gulden Strafe belegt wird. Infolge-
dessen hat Holland eine Wahlbeteiligung von 90 v.H. bei 50 v.H.
Wahlberechxtigten seiner 754 Millionen Einwohner. Die Zahl der

Wahlberechtigten ist seit 1925 um etwa UT v.H. auf 5828 503

gestiegen.
Der diesmalige Wahlkampf stand nicht im Zeichen besonders

umstrittener Ziele. Holland ist nicht nur vom Kriege selbst, son-
dern auch von seinen wirtschaftlichen Nachwirkungen verschont ge-
blieben, die andre neutrale Staaten betroffen haben. Das Ergebnis
der Neuwahlenv weicht denn auch nicht wesentlich von dem des
Jahres 1925 ab, läßt aber zunächst die Frage ungeklärt, ob das
»außerparlamentarische«Kabinett W. de Geer, das, seit März 1926
am Ruder, am Vorabend der Wahl demissionierte, durch ein parla-
mentarischses ersetzt werden kann, dass sich auf eine Mehrheitss
koalition stützt.

Hollands Wahlverfahrenund Parteiwesen erscheinen auf· den«
ersten Blick vevwo-rrener und kompliziert-eh als sie es in der Tat
sind. Während in der Zweiten Kammer kaum zwölf Parteien ver-

treten sind, von denen nur etwa sechs Bedeutung haben, war es

möglich, bei den Wahlen 1921 nicht weniger als Is, 1924 immerhin
33 und diesmal 57 Parteilisten aufzustellen: bereits 25 Wahl-
berechtigte eines Bezirks dürfen eine eigene Liste vorlegen. Ferner
verwischen die historischen Namen der Parteien vielfach die gel-
tenden politischen Ziele, wenn auch der Gegensatz zwischen Katha-
liken und Protestanten, in Nachwirkung der langen Zurücksetzung
der ersteren Konfession, stark ins Gewicht fällt.

Die größten Parteien sind die Römisch-katholischeStaats-
partei sowie die Sozialdemokratie, die beide ihre 30 bzw. 24 Man-
date bewahrt haben; sie entsprechen dem Zentrum und der Sozial-
demokratie (wenn man sie wie sämtliche holländischeParteien, mit
Ausnahme der Kommunisten, gegenüber den entsprechenden deut-
schen etwas nach rechts rückt), nur daß die erstere bis jetzt jede
Fühlungnahme mit den Sozialdemokraten, die ihr zu einer Re-
gierungsmehrheit verhelfen könnte, strikt abgelehnt hat. Die Kal-
vinisten haben sich als Antirevolutionäre (unter Colijn) in eine

konservative und als Christlich-historische Union (auch Demo-
kraten genannt) in eine freikonservative Richtung gespalten,
jene hat von ihren IZ Sitzen einen verloren, diese ihre elf un-

geschmälert bewahrt. Der Freiheitsbund oder die Liberale Staats-
partei entspricht als Vertreterin des Unternehmertums bei frei-
händlerischen Grundsätzen etwa der Volkspartei und hat von ihren
neun Mandaten ebenfalls eins eingebü t, während »der Freisinnig-
demokratische Bund (Demokraten mit inneigung zur Sozialdemo-
kratie) sein-e sieben Abgeordneten behält. Die Kommunisten ziehen
statt mit einem jetzt mit zwei Vertretern, die sich jedoch feindlich
gerichtet gegenüberstehen, in die Kammer ein. Der Rest wird
wiederum von Splitterparteien, wie von Protestantischsorthodoxen,
Katholischer Volkspartei, Bauernpartei bestritten.
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Projekte wieder akut geworden.

Da für den Zusammenschluß von Römisch-katholischenund
Sozialdemokraten keine Aussichten bestehen, fragt sich, ob die

Rechtsparteien, Römisch-katholische,Antirevolutionäre, Christlichs
historische mit zusammen 53 Abgeordneten — sich nicht wieder zu -

einer Mehrheit zusammenfinden werden. Das war nach den

Wahlen 1925 unter Csolijn der Fall gewesen, das Bündnis brach
aber an den konfessionellen Gegensätzen zusammen, als sich
52 Stimmen für die Streichung der Niederländischen Gesandtschaft
beim Vatikan (die jetzt vielleicht wieder eingerichtet werden dürfte)
fanden. An Stelle des Kabinetts Colijn trat dann eben 1926 das
de Geers, das sich zwar auf dieselben Parteien stützte, aber nicht
aus aktiven Parlamentariern bestand. Auch diese Regierung wird
in ihrer bisherigen Form nicht zurückkehren. Der Außenminister
Beelaerts van Blokland, der van Karnebeek ersetzt hatte, gilt als

durch die Utrechter Dokumentenfälschungkompromittiert, der Kolos

nialminister Koningssbevger scheint dem Zwischewfall auf Guaraoao
nicht gewachsen gewesen zu sein. Solange die Abneigung der

Römischskatholischen,mit den Sozialdemokraten und Freisinnigen
Demokraten zusammenzugehen, besteht, solange sie sich nicht auf ein

demokratisches Reformprogramm, wie es ihnen seinerzeit der 1926
mit der Regierungsbildung beauftragt-e Demokratenführer Marchant
vorlegte, mit den beiden Linksparteien einigen können, muß mit

Fortsetzung des seit 1888 gesteuerten Kurses der niederländischen

golitikgerechnet werden, der stets christliche Regierungen aus den

ömischikatholischen und den beiden kalvinistischen Rechtsparteien
ans Steuer gebracht hatte:

Belanglos für die Außenpolitik ist diese Entwicklung keines-

wegs. Nicht nur haben maßgebende Persönlichkeiten der hollän-
dischen Politik bei den Verhandlungen und Aufträgexi des Völker-
bundes oft eine maßgebende Rolle gespielt. Holland selbst hat mit

Belgien die Scheldefrage, mit seinen Kolonien die Selbständigkeits-
bestrebungen der Eingeborenen irgendwie zu regeln. Und schließlich
haben die Sozialdemokraten und Demokraten die Abrüstung auf ihr
Programm gesetzt.

Die größte Wahrscheinlichkeit besteht abermals für ein außer-
parlamentarisches Kabinett unter .Colijn, bei dem allerdings die

belgischen Ansprüche auf eine Lösung der Scheldefrage wenig Ent-

· gegenkommen finden dürften.

Die Uberbriickung des Kleinen Bett
und ähnlicheProjekte.

ugleich mit der Frage der Untertunnelung des Armelkanals

zwis en Dover und Calais sind auch in Nordeuropa ähnliche
Es handelt sich um die Über-

brückung des Kleinen Belt sowie um die Untertunnelung des

Großen Belt und des Oeresund. Das am weitesten vorgeschrittene
dieser Projekte ist die Überbrückung des Kleinen Bett zwischen
Jütland und der Jnsel Fünen. Es wird in allernächsterZeit schon
Wirklichkeit werden, nachdem das dänischeMinisterium der öffent-
lichen Arbeiten vor kurzem das entscheidende Wort hierüber ge-
sprochen hat.

Die geplante Brücke wird van die Stelle der bisherigen Eisen-
bahnverbindung bei Fredericia treten. Sie wird den Belt südlich
von dieser bei Middelfart überschreiten und außer einer zwei-
gleisigen Eisenbahn noch eine Straßenfahrbahn enthalten. Jhre
Länge wird von Ufer zu Ufer gemessen 825 m, mit den beiden Vor-

landbrücken nicht ganz 1200 m betragen, ihre orm, die einer
Brücke mit hohen Pfeilern und weitgespannten berbauten sein.
Diese Form ist gewählt worden mit Rücksicht auf die großen
Wassertiefen
im Kleinen

Belt, die in
der Mitte

desselbenbeis
nahe 40 m

erreichen,so-
wiemitRücks

sicht auf die

starken Strö-
mungen, die
in beiden

Richtungen
des Meeres-
armes auf-
treten. Die

Ausführung
.

der Arbeiten
ist neben einer dänischen Firma den deutschen Firmen Grün
Fr Bilfinger in Mannheim, Friedrich Krupp A.-G., Friedrich-
AlfrediHütie in Rheinhausen und der Brückenbauanstalt Tours

Eilers in Hannover-Herrenhausen übertragen worden.
«

Bei der überbrückung des Kleinen Belt wird also die deutsche
Industrie in geradezu entscheidender Weise vertreten sein, eine

Tatsache, die als unbedingter Erfolg der deutschen Industrie ge-
wettet werden muß. Dieser Erfolg ist um so größer, als die Ver-
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Hebungder Arbeiten auf Grund internationaler Ausschreibungen
Und eines Gutachtens einer internationalen Kommission erfolgt ist,
die vom dänischenMinisterium der öffentlichen Arbeiten mit der

Prüfungder aus den verschiedensten Ländern, besonders auch aus

FrankkesckhEngland und Amerika eingegangenen Angebote und

BclUplane beauftragt war. Von allen diesen Angeboten haben sich
die dekltschenschließlichdoch als die besten erwiesen. .

Die Frage der Untertunnelung des Großen Belt zwischen der

JJIfel Fünen und der Insel Seeland und diedes Oeresund zwischen
dieser und Schweden ist bereits verschiedentlich in der Offentlichs
keit erortert worden. Wirklich aktuell ist sie jedoch erst in diesem
Winterdurch die starke Vereisung der dänischenGewässer geworden,
die wie zwischen Warnemünde und Gjedser und zwischen Saßnitz
und Trälleborgso auch hier große Verkehrsschwierigkeiten zur Folge
hatte. Trotzdem dürften die Tunnellbsauten heute noch sehr weit
Von Ihrer Verwirklichung entfernt sein angesichts der technischen
SchIWIsFngeitemdie ihrer Ausführung entgegenstehen. Trotzdem
Aber sind die Pläne nicht usninterefsant einmal rein technisch uind

Verkehr-technischdann asber auch«als Zeichen des sich unter iden drei
nordischen Ländern immer stärker regenden Bewußtseins ihrer
Zusammengehörigkeitund Verbandenheir H. R.

Sozialverstcherungoder Spur-zwang
Als Bismarckvor etwa 40 Jahren den Grundstein zu dem

stolzen Gebäudeder deutschen Sozialversicherung legte, da wurde
von grundsatzlichen Gegnern des Ver icherungsgedankens die Be-

fürchtung geäußert, die Sozialversi erung werde den- Selbst-
erhaltungstrieb und den Arbeitswillen lähmen, den Sparsinn töten

und die Wirtschaft in ihrem Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkte

schwer behindern. Diese Befürchtung hat sich als ungerechtfertigt
erwiesen. Die deutsche Wirtschaft nahm einen beispiellosen Auf-
schwung, während die Sozialversicherung auf weitere Gebiete und

Personenkreise ausgedehnt und in ihren Aufgaben und Leistungen
immer mehr ausgebaut wurde. Sicherlich war also die Sozial-
versicherung vor dem Kriege kein Hindernis für den wirtschaftlichen
Fortschritt. Es liegt vielmehr der Gedanke recht nahe, daß umge-
kehrt die Sozialversicherung ihr gut Teil zu diesem wirtschaftlichen
Aufschwung beigetragen hat; gibt es doch nicht nur eine Waren-,
sondern auch eine Menschenökonomie. Beide sind nicht möglich
Ohne Rücksicht auf möglichste Pflege der Arbeitskraft und die

Erhaltung ihrer Leistungsfähigkeit
Der Weltkrieg und seine Folgen stellten die Sozialversicherung

vor neue gewaltige Aufgaben. Gesundheit und Arbeitskraft weiter

Volkskreise war geschwächt oder gefährdet, das Versicherungs-
wagnis wurde wegen der Verschiebung des Mitgliederbestandes von

den jüngeren nach den. älteren Iahrgängen ungünstiger, dazu kam

TrertiVerlust
des Vermögens der Versicherungsträger durch die In-

a on.

sozialpolitischen Idee Rechnung zu tragen, war in den Rachkriegss
jahren auf dem Gebiet der Sozialversicherung eine Fülle gesetzgebe-
rischer und organisatorischer Arbeit zu leisten. Es liegt in der
Natur der Sache, daß hierbei, insbesondere über die auf einen
weiteren Ausbau der Versicherung abzielenden Maßnahmen, häufig
Meinungsverschiedenheiten entstanden und daß ferner —- namentlich
nach der Verabschiedung neuer Gesetze auf versicherungsmäßigem
Neuland — Mißstände und Mißbräuche hervortraten, die zu Kritik
Anlaß gaben. In jüngster Zeit hat diese Kritik neue Formen an-

genommen, indem von gewisser Seite nicht nur Einzelheiten be-

mängelt werden, sondern das ganze System unserer Sozialversiches
rung verworfen wird. Es wird behauptet, die Versicherung leiste
nicht genug für ihre Mitglieder, sie enteigne fie materiell, schaffe
eine künstliche Rentenbegehrlichkeit und führe so zum moralischen
Zusammenbruch der Arbeitnehmerschaft. Deshalb müsse das ganze

System mit seinen hohen unproiduktiven Verwaltungskosten radikal
beseitigt und durch ein besseres ersetzt werden. Als Ersatzfür die

Sozialverficherung, namentlich für die Kranken-, Invaliden-, Ange-
stellten- und Arbeitslosenversicherung wird die Schaffung von

Georg Kerschensleiner -

Um der neuen Lage entsprechend dem Fortschritt der.

»Sozialgemeinschaften«und die Einführung eines Sparzwanges vor-

geschlagen, dem alle lohn- und einkommensteuerpflichtigen Personen
unterworfen werden sollen.

Bei der Beratung des Haushaltes seines Ministeriums im

Reichstage hat Reichsarbeitsminister Wissell kürzlich Anlaß ge-
nommen, sich mit diesen Angriffen und Vorschlägen auseinander-

zusetzen. Er betonte mit Recht, daß das Gebäude unserer Sozial-
versicherung viel zu fest gefügt ist, als daß man wegen dieser An-

griffe gegen ihre Grundmauern um ihren Bestand besorgt sein
müßte. Der Minister wies darauf hin, daß der Gedanke der Sozial-
versicherung, der ursprünglich allein in Deutschland seine praktische
Verwirklichung gefunden hatte, im Taufe der Zeit zum europäischen
Gemeingut geworden ist. Auch das Anwachsen der sozialen Aus-

gaben nach dem Kriege ist nicht etwa auf Deutschland beschränkt. «

Beträgt doch z. B. in England der Durchschnitt der sozialen Aus-

gaben in den Jahren 1923 bis 1927 etwa das sechsfache der Vor-

kriegsausgaben. In der Tat hat ja die deutsche Sozialversicherung
in ungeahntem Maße Schule gemacht, und «es gibt wohl nur noch
wenige europäischeLänder, die ohne Sozialversicherung auskommen

zu können glauben. Gerade in den letzten Jahren hat die deutscheKrankenversicherung als Muster zu einem Jnternationalen Arbe ts-

üxbereinkonnnen gedient. Wäve das alles woshl möglichgewesen, wenn

wirklich so starke grundsätzlicheBedenken gegen unser Versicherungs-
system gerechtfertigt wären?
Gewiß, Mißständeund ,Mißbrauch sind bei einer so gewaltigen

Organisation wie der Sozialversicherung nicht ausgeschlossen. Man

muß versuchen, hier Abhilfe zu schaffen, soweit das nur irgend
möglich ist. Aber ist die Möglichkeit des Mißbrauchs eine Eigen-
art gerade der sSozialtversichevungk Ist etwu die Privatversian
sind denn die Mittelstandskassen frei von Mißbrauch? Ist dort die

Verwaltung billiger? Auch die Zwangssparkassen würden ja eines
umfangreichen Verwaltungsapparates bedürfen und Kosten ver-

ursachen. Dabei würden sich aber die Kosten der Zwangssparkassen
in« eine-m wesentlichen Punkte svon denen der Sozialversicherung
unterscheiden: Die Sparkassen könnten nicht jene gewaltigen Tei-

stungen auf sozialhygienischem Gebiete bewirken wie die Versiche-
rungsträger, die freilich in ihren Auswirkungen rein rechnerisch
nicht erfaßt und gewogen werden können. -

Es ist auch ein Irrtum zu glauben, die Sozialversicherung sei
—- im Gegensatz zur Zwangssparkasse — reine Staatshilfe. Die

Sozialversicherung ist vielmehr Selbsthilfe; der Versicherungsbeitrag
stammt aus dem Lohn. Großbetrieb und reiner Geldlohn haben den
Arbeiter in eine unsichere und wechselvolle Lage gedrängt. Er be-

darf, wenn er nicht schutzlos den Wechselfällen des Lebens, wie

Krankheit, Arbeitslosigkeitund Invalidität, ausgesetzt sein soll,
eines Rückhaltes bei einer starken Organisation. In der Sozial-
versicherung bemißt sich der Beitrag nach dem durchschnittlichen

«

Risiko und wird ein Ausgleich geschaffen, indem der Stärkere für den

chwächevemder Glücklichere für iden Ungslücklichereneintritt. Wenn
der Arbeitnehmer die Gewißheit hätte, daß er und seine Familie
dauernd von ernster Krankheit und von längerer Arbeitslosigkeit
verschont bleiben würde, dann könnte ein systematisches Sparen
ihm vielleicht-einen Ersatz für die Sicherung bieten, die die Ver-

icherung durch die Altersversorgung gewährt. Da diese Gewißheit
ber leider nicht besteht — lehrt doch die Erfahrung, daß im Durch-

schnitt der Arbeiter alle zwei Iahre für 24 Tage krank und arbeits-

unfähig wird, von der Gefahr der Arbeitslosigkeit zu

schweigen —, so würde der Sparzwang nur zu häufig versagen,
namentlich dann, wenn der Sparer nach langer Krankheit vorzeitig
invalide wird-. Statt der Versicherungsgweinschaft müßt-e die

Armenpflege sichseiner annehmen. Nur in der Versicherung kann
der auch ethi ch so wertvolle Solidaritätsgedanke sich lebendig und

fruchtbar auswirken, den ein System, bei dem jeder nur für sich
selber spart, töten müßte. Darum kann die Antwort auf die Frage:
Versicherung oder Sparzwangk nur lauten: Versichern, und wenn

dem einzelnen nur irgend die Möglichkeit dazu gegeben ist, dian

auch sparenl
-

IZU seinem ?.5. Geburtstagam 29. JulUs
Von Dr. Paul Herzog.

Rückschauend auf seine eigene Jugendzeit-schreibtKerschens
steiner in dem Bändchen »Autorität und- Freiheits, das in der
Sammlung entschiedener Schulrefornier erschienenist (l»924),die

charakteristischenSätze: »Es gibt Menschen, die stürmenmüssen,da-
mit Festungen fallen. Das ist der Drang der Jugend. Auch- ich
war einst unter den iStürmerns gestanden. Jetzt blicke-ichsaquein

langes pädagogischesLebe-n zurück. star habe ich mich.nie tazu

Verstehen können» zu gestatten, daß mir jemand Wasser in meinen

Wein schüttet; aber ich trinke »den Wein jetzt besonnener als-vor
dreißig oder vierzig Iahren.« Diese Feststellung bedeutetlkeinen
Verzicht ksie offenbart nur die schmerziiche Notwekwsxgmy sich mit

de.ngegsbenen Verhältnissen abfinden zu Müssen,um sdias groß-eZiel
Mchckaus den Augen zu- verlieren.

Dieses Ziel aber war die Erweckung und Bildung aller
« b r a u ch b a r e n Kräfte und Fähigkeiten im jugendlichen Menschen.

Darum konnte er in bewußtem Gegensatz zur humansistischen Bil-

dungslehre den Satz aufstellen: »Der Weg zum idealen Menschen
führt nur über tden brauchbaren Menschen« In der preis-gekrönten
Schrift ,,Staatsbürgerliche Erziehung der deutschen Jugend« aus

dem Iahre 1901 gab er der staatsbürgerlichen Erziehung den
Vorzug vor dem humianistischen Evziehungsideal: «Erziehen wir ,

gute -Staatsbür«ger,so erziehen wir stets auch-»gute Weltbsürger.«.
In,ä-hn-lich·emSinne hatte schon Fichte gesprochen

.
überhaupt ist Kerschensteiners Pädagogik nicht so traditionslos,

wie man oft hinzu-stellen beliebte. Seine Hinneigung zum Posi-
tsivismus entspricht nurdsem realistischen Zug seines Denken-. Auch
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Pestalozzi war in diesem Sinne Realist.
uneigennützige und planlose Liebe zur Jugend gemein:
meine Schüler und war selig mit ihnen, und -

meine Schüler erwiderten meine Liebe. Das

genügte l« Und an anderer Stelle: »Ich liebte
den Verkehr mit der Jugend außerordentlich.
Meine glücklichstenStunden waren immer die
Stunden meines Unterrichts, den ich nicht nur in
der Schule in Mathematik erteilte, sondern auch
auf dem Eise beim Schlittschuhlaufen, im Wasser
beim Schwimmen, auf den Wanderungen durch
die Berge und Wälder, ·an den Turnspiels
plätzen... Mein ständiger außerschulicher Ver-

kehr mit den Schülern lehrte mich ihr wahres
Wesen besser kennen als der mathematische Unter-
richt. Ich war außerhalb der Schule ihr reifer
und festgewordener Kamerad und ihr fröhlicher
Spielgenosse.«

Kerschensteiner wurde als Sohn eines ver-

armten Kaufmanns am 29. Juli 1854 geboren.
Ein Freund der Familie, der Domkapitular
Rampf- wollte ihn zum Theologiestudium bewegen.
Aber dazu reichten die Mittel nicht aus. Nach
Absiolvierung der Präparandenanstalt zu Freising
wurde er Volksschullehrer. Aber schon nach zwei-
jähriger Tätigkeit nahm er seine Studien

»Ich liebte

=Blick insdie Bücher
Ein unentbehrliches Buch über Versailles.

«

In Heft 12 des »Heimatdiens
«

haben wir abgedruckt, was der

Reichskanzler Hermann Müller über die grausame Stunde der
Unterschrift in Versailles erzählt. Das Buch »So war es in Ver-
sailles« (Verlag I.H.W.Dietz, Berlin), in dem dies zu lesen ist,
schrieb Victor Schiff, der Außenpolitiker des ,,Vorwärts«, da-
mals journalistifcher Begleiter unserer Delegation. Auf 200 Seiten
stellt er darJ mit welcher Energie gegen das Versailler
Diktat gekämpft worden ist, wie wirklich alles versucht worden

ist, das Ungeheuerliche vom deutschen Volke fernzuhalten. Diese
Darstellung des deutschen Kampfes gegen den Friedensvertrag
die Schiff aus intimer Beobachtung der Vorgänge heraus schreibt
und bei der er sich (dort, wo er nicht Zeuge war) von klassi-
schen Tatzeugen, von Hermann Müller, von Otto Tandsberg
unds Friedrich Stampfer unterstützen läßt, ist zugleich eine vortreff-
liche Widerlegung all derer, die auch den -diesjährigen 28. Juni nicht
vorübergehen lassen wollten, ohne die Männer, die vor zehn Jahren
das furchtbare Handwerk dieses Vertragsabschslufses ausüben mußten,
als lsesichtfertigund verächtlich zu brandsmarskenr Was diese Männer,
geführt von Buocltdorssstsantzam in jenen Wochen gekäsmpftund ge-
litten- haben, ist wahrlich keiner Beschimpfung eher eines Helden-
liedes würdig, und nicht minder verdienen die verantwortlichen
Stellen, die dann- iin Gegensatz zu unserer Delegation, aber bezwungen
von den Ereignissen und der Notwendigkeit gehorchend, den Rache-
vertriasgiannahmen und unterschrieben, den Dank des Vaterlandes.

Das grandsioiseRingen mit Clemenceau und den-übrigen Voll-

streckern des Sieges. begann beinahe humorvoll. Schiff zitiert das
Telegramm, mit dem Frankreichs Ministerpräsident die deutsche

« Delegation am Is. April ein-lud:"
, »Der Oberste Rat der iallisierten

und assoziierten Mächte hat-beschlossen die mit Vollmachten ver-

sehenen deutschen Delegierten für den 25.A-pril abends nach Ver-
-

sailles einzuladen, um dort den von den alliierten und. assoziierten
Mächten festgesetzten Text der Friedenspräliminarien in Empfang zu
nehmen« Schiff erzählt: »Die Reichsregierunsg bäwmte sich gegen
diese Zumutung auf. Brockidorfstantzsau wurde ermächtigt, eine
Antwort nach Paris zu übermittelm die an Deutlichkeit nichts zu
wünschen übrig ließe.- Diese Antwort ist vielleicht das witzigste
Dokument aus der ganzen Zeit der Friedensverhandlungen Sie lautet

kurz, sachlich und trocken: »Die deutsch-e Regierung hat die sMits

teilsung des französischen Minsisterpräsidentenund Kriegsministers
vom 18. April erhalten. Sie wird- die Herren Gesandten von Haniel,
Geheimer Legatisonssrat von Keller und Wirklicher Legationsrat Ernst
Schinitt zum Abend des 25. April nach Versailles entsenden. Die

Delegierten sind mit den erforderlichen Vollmachten ausgestattet, den

Text des Entwurfs der Friedenspräliminarien entgegenzunehmen,
den sie alsbald der deutschen Regierung überbringen werden. Sie
werden begleitet sein von zwei Bürobeamten, Herrn Hofrat Wialter
Reimke und Diätar Alfred Tueders, sowie von zwei Kanzleidienern,
Herrn Julius Schmidt und Niederk.« Dies Telegramm- Brockdorffs
Rantzaus evwirkte sofort, daß Cslemenceau antwortete, die deutsche
Regierung möge Männer schicken, mit denen die Gesamtheit der

Friedens-fragen verhandelt werden könnte. Dies Zugeständnis zu er-

halten, wsar die Voraussetzung der Delegation und damit die Absicht
des Brockdorffschen Telegramms. Der tückischePlan Clsemenceaus,
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Mit diesem hat er die

Transoeeau G. m. ö. E.

Geheimrat Prof. Georg Kerschensteiner

wieder auf und wurde Gymnasiallehrer. 1895 wurde er in die
Münchener Schulverwaltung berufen und begann nun hier eine

- segensreiche Tätigkeit. Auch die Tore der Uni-

versität öffneten sich ihm. Staunenswert ist die
Arbeit dieses Mannes, der neben seinem haupt-
amtlichen Beruf noch Zeit fand für physikalische
und mathematische Studien und an den schönen
Künsten nicht nur theoretisch, sondern auch prak-
tischen Anteil nahm. Die Schule der »Neuen
Sachlichkeit« hat in ihm ihren theoretischen Be-

gründer gefunden.
Wie tief Kerschensteiner im deutschen Kul-

turgut wurzelt, zeigt auch seine Auffassung von

der nationalen Gemeinschaft. Er ist Herder
mehr verwandt als Hegel. Nicht der Staat,
sondern die nationale Gemeinschaft ist der Träger
absoluter Werte: »Staatsgemeinschaften sind in
der Regel Volksgemeinschaften und als solche
Wertgemeinschaften.« Die Kulturgemeinschaft ist
wichtiger als die Staatengemeinschaft.

Die Wirkung, die von Kerschensteiner aus-

gegangen ist, ist unübersehbar. Freund und

Feind sind von ihm angeregt worden. Hans
Kirschbaum nennt ihn einen »Kristallisations-
kern der modernen Pädagogik«, der in die
Zukunft weist.

—-———-———

die deutschen Abgesandten als stumme Hund-e vor sich zu sehen, war

durchkreuzt worden. Leider konnte der Fortgang der Verhandlungen
nicht viel ähnliche Erfolge einbringen sAber an klarem Blick und an

präziser Formulierungdes Urteils hat es unserer Versailler Dele-
gation nie gefehlt. Das -Memorandum, in dem sie ihre Meinung
nach Abschluß der Verhandlungen'über das kaum irgendwie ver-

änderte Diktat zusammenfaßte,läßt keinen Zweifel zu: »Die Ant-
wort der alliierten und assoziierten Regierungen läßt den ursprüng-
lichen Entwurf in seinen entscheidenden Punkten bestehen. Auch jetzt
noch sind die Friedensbedingungen unerträglich, weil Deutschland sie
nicht annehmen und dabei als unabhän ige, auf die Wahrung ihrer
Ehre bedachte Nation leben kann . . .« ber dieses Stadium berichtet
in Schiffs Buch Otto Handsberg; ider Abschluß seiner Dar tellung ist
geeignet, die groteske Legende von der »verdorrten Hand , dem be-
kannten Wort Scheidemanns, der den Rücktritt der Unterzeichnung
vorzog, endgültig zu zerstören.Landsberg berichtet: ,,Scheidemann und

ich begaben uns aus der Sitzung unserer Fraktion zu Ebert, um ihm
zu erklären, daß wir unsere Haltung nicht ändern könnten und unsere
Amter zur Verfügung tellten. In langer Unterredung, die auf einem
Balkon des Weimarer chlosses stattfand, such-te er uns zum Bleiben
zu bestimmen, zuletzt, als wir festbliebem durch die Ankündigung, daß
er dann gleichfalls gehe. Es gelang uns, ihn davon zu überzeugen, daß
seine Tage von der unsrigen völlig verschieden sei, daß er durchdie
Annahme des Vertrages in keiner Weise desavouiert würde und daß
er vor allem im Interesse Deutschlands gar nich-r weichen dürfe, da

sosnft das Ohasos trotz der Unterzeichnung über uns hereinbreche.«Un-

vergeßltchsollte auch- die Rede sei-n, die der auf Scheidemann folgende
Reichskanzler Gustav Bauer am 22. Juni in der Nationalsversamtns
lung gehalten«hat, sie ist einer von vielen Beweisen dafür, daß
weder die Soziabdemokratie noch das Zentrum, die beiden Parteien,
die schließlich allein sich bereit fanden, das Unverineidbare zu tun
und die Unterschrift zu leisten, in keinem Augenblick vergessen haben,
die viel gsemißbrauchten»Ehrenpunkte« zu wahren. Gustav Bauer

sagt-e: »In dieser Stunde sauf Leben und Tod, unter den Kanonen

des. drohenden Einmar.sches, als Sprecher von Ihnen allen, von Ihren
Sorgen und von Jshrer Empörung rufe ich, zum letzten Male in einem

·

freien Deutschland, Protest gegen diesen Vertrag der Gewalt und der

Vernichtungl.« Er schloßmit der Formwlierung der Vollmacht, die
von der Nationalversammlusng erbeten wurde: »Die Regierung der

deutschen Repulblik ist bereit, den Friedensvertrag zu unterzeichnen,
ohne jedoch damit anzuerkennen, diaß das deutsche Volk der Urheber
des Krieges ssei (Art. 231) und ohne eine Verpflichtung nach- Artikel
227 bis 250 des. Friedensvertrages («Auslieferungsk-lauseln)zu über-

n-ehmen.« Die betörten Sieger haben auf einer Unterschrift ohne
Vorbehalte bestanden; solcheBrutalität führte zu neuen heftigen Aus-

einandersetzungen der Parteien. Als schließlich auch die letzte Ver-

gewsaltisgung evduldet werden mußte,schickte der Außenininister der
Regierung Bauer, der heutige Reichskanzler Hermann Müller, neunzig
Minuten vor idem Ablauf des Ultimatums an Clemenceasu ein Tele-

gramm, das wiederum jedem Deut-schen in ewiger Erinnerung bleiben

solltet »Die Regierung der deutschen Republik hat aus der letzten
Mitteilung der alliierten urnsd assoiziierten Regierungen witErschüttes
runig gesehen, daß sie entschlossensind, von Deutschland auch die An-

nahme derjenigen Friedensbedingungen mit äußerster Gewalt zu er-
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Ver Heimatdienst
—

Zwingm- die, ohne eine materielle Bedeutung zu besitzen, den Zweck .

VerOLgM-dem deutschen Volke seine Ehr-e zu« nehmen. Durcheinen
Gewialtakt iwird die Ehre idses deutschen Volkes nicht berührt. Sie
nach NFßMhin- zu verteidigen, fehlt dem deutschen Volke nach-den
entsetzllchen Leiden der letzten Jahre jedes Mittel. Der übermachtigen

Malt Weichen-d-unsd ohne damit ihre Aiuffassunsgsüber die unerhorte

lingerechtigkeitder Friedensbedingungen aufzunehmen, erklärt deshalb
dIÄ.ROg«I-erungder Deutschen Respu-blsik,daß sie bereit ist, die von den

alliierten und assoziisesrtenRegiserungen auferlegten Bedingungen an-

ZUTWHMIMunds zsu unte.rzeichinens.«Hermann Müller, der diese Unter-

ZeIchUUWOim Spiegelsaal von Versasillesl am 28. Juni 1219 neben

Dr·.Bell auf sich nahm und der diesen Vorgang in Schiffs Buch
schildert- gibt mit einem andeutenden Hinweis asuf eine Episode in

Ufnrf;(1ssenderWeise alle ausschlaggebenden Grün-de für »dieseUnter-
schrift! »Wie kritisch am Tage der Entscheidung, am 23. Juni, die

Tage War- läßt sich tdaraius ersehen-, daß bereits am Nachmittag, also
noch »vorAblauf des Ultimatuins, sbei Mannheim die Vorhut eines

franszosiskhenBataillsons über den Rhein gesetzt wurde, die erst auf
rund einer von mir sofort nach Verssaillessübermittelten Protestnote

ZUVUckFePHfiffMwurde. Dieser Vorfall zeigt, daß die Franzosen es

besonde SENDhatten, gerade an ider Neckarlinie vorzustoßen,weil sie
dort und am- Mains am ehesten den Keil in die deutsche Resichseinheit
ZU«werben «h.0ssten»«Dsasi sistles, um was es sich-bei dieser Unterschrift
handelte: DIE Eintkleit des Reiches mußte unt-er allen Umständen ge-
rettet werden. Diese Notwendigkeit erkannt und durchgeführt zu
Haken-kennzeichnet die politische Einsicht und den sittlichen Muts der
Männer, die vor zehn Jahren Deutschland aus der Vernichtung er-

retteten. . Robert Breuer.

,,Kultur und Leben tm Spiegel der Dichtung.« Ein Lesebuch für
Erwachsene zum Gebrauch in Beamten-, Berufs- und Fort-
bildungsschulen. Herausgegeben von E r w i n B o e h d e n ,

Heinrich Heidenreich und Robert Schlömer. Verlag
G. Winters Buchhandlung. Bremen 1928. 660 S. Preis 8 M»
bei Sammelbezug unter Gewährung von Ratenzahlungen.

Die Herausgeber, an Berufs- und politischen Fachschulen
amtierende Lehrkräfte, haben in diesem Buch Dichtungen und Prosas
stücke zusammengetragen, die von dem Verhältnis des einzelnen
zur Gemeinschaft handeln. In 12 Büchern: Arbeit und Wirtschaft,
Erholung und Feiertag, Staat und . Gemeinschaft, Krieg und

Frieden, Gesetz und Recht, Sitte und Sittlichkeit, Religion und

Kirche, Frauenschicksal und Frauenschaffem Deutsches Land und

dethche Art, Der Deutsche und das Ausland, Kunst und Künstler,
Wissenschaft und Weltweisheit, suchen sie die Hauptgebiete der

Kultur- und Gesellschaftskunde an Hand dichterischer Bekenntnisse

dem Leser nahezubringen -—- unmittelbarer und eindringlicher, als

die historische Darstellung dies vermag. Bei der Auswahl sind
naheliegender-s und bserechtigterweise die Dichter der Gegenwart
stärker berücksichtigtworden, denn das Buch will in erster»Linie

ein Lehrbuch für den werdenden Staatsbürger sein. Es ist vor

allem bestimmt für den Gebrauch in Beamten-, Berufs- und Fort-
bildungsschulen. Die Wahl der Beispiele zeugt von einer außer-
ordentlichen Belesenheit der Verfasser, die Tendenz zielt über alle

parteipolitischen und berufspolitischen Gegensätze hinweg auf den

Dienst an der Volksgsemeinschaft ab. Eine große Zahl von Schwarz-
weißzeichnungennamhafter Künstler erhöht den Reiz des auch sonst
sehr geschmackvollausgestatteten Werkes. Rau.

Liederbuch für Niedersachsen. Herausgegeben von Dr. F. K old e -

wey und R- Ahrens. Heliand-Verlag, Bordesholni.

Auf den nieder- und plattdeutschen Liedern aufbauend ist hier
für ganz Norddeutschland, für Schule und Wandern und - hof-
fentlich in reichem Maße benutzt — auch für das Haus eine

Sammlung geschaffen worden, die das Schönste aus alten und

neuen deutschen Liedern vereint. Erfreuliches Zeichen für wieder-

kehrende wahre Gesangskultur ist die Zunahme der altdeutschen
Lieder, die weder leicht zu verstehen sind noch eine billige und platte
Wirkung haben und von herber und schlichter Schönheit sind. E. H i.

Staat und Klima. Von Prof. Dir. A. Burchard Bd. 5 der Welt-

politischen Bücherei. Berlin 1928. Zentralverlag.
Zum erstenmal find in diesem Buch alle Zusammenhänge und

Einflüsse des Klimas auf den Staat zusammengefaßt. Einige Ein-

, wirkungen lagen ja auf· der Hand und werden hier nur durch klare

Diagramme noch einmal aufgezeigt: daß z. B. manche Kolonien

europäischer Staaten ihren wichtigsten Zweck, nämlich den der Auf-
nahme der aus der Heimat drängenden Auswanderer, nicht erfüllen
können, eben weil das Klima einen längeren Aufenthalt von Euro-

päern verbietet. Bei aller Wichtigkeit dieser unmittelbaren Klima-

einflüsse legt der Verfasser das Hauptgewicht aber doch auf die mit-
telbaren Einflüsse des Klimas, auf Körper und Geist des Einzel-
menschen und auf die gesamte Staatsmacht. Trotzdem die Unter-

suchungen außerordentlich vorsichtig geführt werden und der Ver-

fasser sich jeder nichtvollständig erweisbaren Hyp thesen enthält,
kommt er doch zu durchaus greifbaren Resultaten. ach der Lektüre

dieses Buches wird man bei Untersuchungen über den Volksgeist
oder auch über die dem Volksgeist am meisten entsprechende Or-

ganisation der Staatsmacht unbedingt die Klimaverhältnisse als
volks- und staatsbildende Einflüsse mit berücksichtigenmüssen.

Mittenwald Und seine berühmte Geigenbauschule
»Goldnes Landl« —- mit dieser Bezeichnung pries einst der

Volksmund Mittenwald, das inmitten einer herrlichen Landschaft
liegt. Mittenwald an der Isar mit seiner Höhe über 900 m

liegt unmittelbar am Fuße der Karwendelkette und des Wetter-

steingebirges, umgeben von Laubs und Nadelholzwäldern und hat
einen ausgesprochen hochalpinen Charakter.

Mittenwald ist der historische Ort des Geigenbaus. Er war

jahrhundertelang der Transitweg für den Handel zwischen dem

Rorden und dem Süden. Dort hatte man vielfach Gelegenheit, die

italienischen Geigen aus der Brescianer oder Cremonenser Schule
kennenzulernen. Ein Bauernsohn Mathias Klotz beschloß, nach
Padua zu gehen, um bei einem italienischen Meister die Kunst
des Geigenbaues zu erlernen. Ganze 20 Jahre blieb er dort. Als
er in seine Heimat zurückkehrte,stellte er sich zur Aufgabe, Geigen-
bauer -auszubilden. Sein Gedanke fand lebhaften Widerhall, um

so mehr, weil die Einwohner auf Erwerbsquellen angewiesen
waren: Mittenwald verlor allmählich seine Bedeutung als Handels-
punkt. Das neue Handwerk blühte, und Geschäftsleute organisierten
den Vertrieb. Im Jahre 1858, unter König Ludwig I» war die

Sache so weit gediehen, daß man eine Geigenbauschule gründetezum

für das heimische Kunstgewerbe planmäßig frische Kräfte ausbilden

zu können.
"

»
Jm Jahre 1912 wurde der Schule der Charakter einer selbst-

standkgen Fachtschule verliehen. Von nun an begann sie ihre Er-

Zeugnisse frei abzusetzen. Seit 1923 steht an der Spitze der Schule
der Direktor Leo Aschauer, der mit großer Liebe sein verantwor-

tUngsvolles Amt verwaltet.
·

Die Schule ist für etwa Zo Schüler eingerichtet. In diesem
Semester besuchen sie 25 Schüler; sie sind aus verschiedenen Stadten

Und Ländern. Musikalische Begabung, geistige Interessen UIIØLiebe

ZUM Beruf sind die unbedingten Voraussetzungen für die»Auf-
natime. Um seine Instrumente beurteilen und verbessern zu können,

nFußder Geigenbauer sie zu spielen verstehen. Unterrichtet werden
dkeSchüler in praktischer Arbeit, Zeichnen, Musik und in allgemein
bildenden Fächern. Insgesamt ist jeder Schüler 47 Stunden in der

Woche beschäftigt ver Geigenbau in der schuie ist aus s ch ließ -

O

lich auf Handarbeit eingestellt. Die verschiedensten Modelle
werden verwendet. Eingehend wird Materials und Werkzeugkunde,
Lackbereitung, Akustik, Geschichte der Bogen-Instrumente gelehrt.
Die Ausbildung ist also vielseitig. Das pädagogischePersonal be-

steht aus acht Lehrern. Nach vierjähriger Lehre kann der Schüler
seine Gesellenprüfung ablegen. Gehilfenfortbildungskurse ermög-
lichen den Ge’ellen, sich in ihrem Berufe zu vervollkoinmnen und
die Meisterprüfung abzulegen. Der Geigenbauer muß stets an

seiner Vollendung arbeiten; denn Geigenbau ist eigentlich kein

Handwerk im engen Sinne des Wortes, sondern eine Kunst.
»

Alle Mainipiulationen der Herstellung des Instrument-es werden
"in der Schule ausgeführt. Nur Ahornstämme kommen in Frage.
Aber einen Ahornwald gibt es nicht. Ihn ersetzt der bosnische
«Urwald«, wo es vielerlei Hölzer gibt. Das beste Resonanzholz
kommt von dort, wo der Boden arm ist. Auf einem eigenen Säge-
werk werden die Stämme in Viertel zersägt. Im Holzlager
bleiben die Tonhölzer in Licht und Luft lo, lö, 20 Jahre und noch
länger zum Trocknen, ehe sie zur Verarbeitung kommen, da künst-
liche Trocknung, wie sie in den Fabriken üblich ist, der Faser schadet.

Die Schule verfertigt jetzt 1000 Instrumente im Jahre. Es
wird nur Qualitätsarbeit hergestellt. Die Preise der Instrumente
betragen von ZS M. an bis 200 M. Der Direktor der Schule be-

klagte sich mir gegenüber, wie schwach der Absatz sei. Es wird der

Schule schwer, der Konkurrenz
der Fabrikproduktion standzuhalten.
Außerdemwird die Hausmusikheute
nicht mehr gepflegt; sie wird durch
Grammophon und Radio verdrängt.
Die Schulemöchteunter keinen Um-

ständen die weltbekannte Mitten-
walder Geige durch billige Massen-
herstellung mit der Maschine ersetzen.
Der Leiter der Schule ist der festen
Überzeugung,daßdie Maschinengeige
mit der Handarbeit sichgar nicht ver-

-

gleichenläßt. P a ul O lb er g. Gelgenbauschule in Mittenwald
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Der Oelmaidienst

Die Generalversammlung der Vereinigten Krankenversicherungss
Akt-Gesellschaft (vorm-als Ged-evag, Kosmos unid -Setbsthilfse) hat
beschlossen, daß für dsie P-olicen, ldise nach idem Gewinn«beteilligunig5-
taris abgeschlossen sind und »die im vergangenen Jahre idiie Gesell-
schaft nicht in Anspruch genommen lhaben —- 50 iv. H. sder Jahresprämie
zurückvergsütetwerden. - Ein Viersichserter z. B» der ein-e Monats--

prämie von lo RM = 120 RM. Jahresprämie gezahlt hat, bekommt

demnach 60 Rim. zurückbergütet Er hat also in Wirklichkeit nicht
10 Rim. MlonatSprämsie,sondern nur 5 R-M. bezahlt

Bei über 10 Millionen Aktienkapsital unid Reserven und bei
einem Mitglieder-bestand von über 425 000 marschiert die Vereinigte
KransksenversicheriudigSAttsiensGesellschaftin weitem Abstand an der

Spitze aller Privatkranskenversicherunigen
Wir ver-weisen aulf das Jnserat in »der nächstenNummer.

Nllk Tlfllss lllltl slåccssslscålllchl
IIIItI lclllcll lIIII Ic s Ical klllltcllllllcll

lletern wir seit 1884 direkt ab unserer Fabrik

0bekbetten.
IIIIIckIIclchI, IIIlllllcålls alltl Msscll

streng dlslcret aut If, Jahr Ziel, gegen monatilehe Ratenzahlungen,
erste zahluag i Monat nach Lieterung su unseren streng festen lcnsias

preisen. Jedes Bett wird nach Wahl der Bettiedern und stoiie iiir

jeden Kunden besonders angefertigt.

IIcIlIc IIIIIIE., Mllltlcmckt Ismllculllchcucll
1. Über 400 000 Kunden in liber It 000 städten u. Orten Deutschlands
2. Mehr als lcli 000 Kunden haben zum 2. Male und öfter nachbestellt
Z. Viele Kunden schreiben, daü solch gute Betten am eigenen Platze

an diesen Preisen nicht zu kaufen sind. s

obige drei Angaben sind amtlich geprüft und note-tell bestätigt

scchlc passlllållll Ä- 6., IITDIII149
irrer-er str. I

C r d li te s speziaihaus Deutschlands in nur Oberbetten, Unterbetteu,
klumeaus und Kissen. , Gast-. 1884. — Da wir weder Kelsende noeb

Agenteu haben, sahlen wir keine Provisionen usw. und sie haben dadurch
den Nutzen und auserdem Gewähr tllr strengste Versehwiegenheit. Be-
steilen sie daher in Ihrem eigenen Interesse. Muster und Preisliste

Statis. Auch sie werden bestimmt unser Kunde.

42000 liclicllck
22 000 essen-kein ,

000 Lehrer aller Gattungen

z M
Auslandsdeutsehe innerhalb

Eure-pas

2
ist-eminente ans dem I
politischen, wirtschaftlichen und

lI geistigen Leben
,

s
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Zum id. Verfassung-lag am li. August-1929

schritten non bleibenden weil

Zehn Jahre Weimnrer verfassung.
Die Verfassungsreden bei der Verfassungsfeier der Reichs-
regierung. Herausgeg. v. d. Neichszentrale für Heimatdienst

Jn diesem Wert sind die Reden gesammelt, die anläßlich der

offiziellen Verfassungsferern der Reichsregierung von 1919—1928

gehalten wurden.
Das Buch ist me r als ein lediglich historisches Dokus

me nt. Gelehrte und olitiker, Männer aus den freien Verufen und
der Verwaltung haben über Verfassung und Verfassungsgeschichte,
über Sinn und Bedeutung des Staatsgrundgesetzes von Weimar
Gedanken niedergelegt. Jm Tagestrubel und im politischen Meinungs-
streit rasch verklungen, bergen diese Gedanken reiche Werte,
die ihre Festhaltung über den Tag hinaus rechts ertigen,
für den sie gesprochen wurden.

Was aber diesen Reden ein ganz besonderes Interesse verleiht,
ist dies: wie diese nach Herkunft, Weltanschauung und politischer
Richtung grundverschiedenen Männer (Wirth, Hummel, Anschütz,Jakres,
Petersem Platz, Külz, von Kardorff, NOwa bei zum Teil kritisch
gefärbt-er Einstellung zur Weimar-er Verfassung och in eine m Punkte

überekinftimmen
—- in der Veiahung dieses Verfassungs-

w e r s.

Preis: broschiert NR 3.-—-, in Halbleinen NR 3.50

Zum zehntenVersassuugsiag
Eine Marerialfammluug

Herausgegeben von der Reichsfentrale für Hermaidrenst
Diese Schrift hat bereite im vergangenen Jahr in vielen Tausenden

ihren Weg durch Deutschland genommen. Jetzt ist sie auf Grund
zahlreicher Anforderungen in inhaltlich stark erweiterter Form erschienen«
Sie dient vor allem dem Zweck, S ulen, Staats- und Gemeinde-

behörden, politischen und berufsständ schen Organisationen Material
zum würdigen Vegehen des Verfassungstages an die Hand zu geben,
darüber hinaus allgemeine Kenntnis über Verfas ungsgeschichte und
Staatsbügerkunde zu vermitteln. In Form von edetexten, in einer
Auswahl von Zitaten geistiger und politischer Führer des deutschen
Volkes von 1813 bis 1929 von Gedichten und Hymnem in einem
kurzen Adriß der Verfassungsgeschichte vom späten Mittelalter bis
zur Gegenwart glaubt dieses für den prattischen
rednerischen und publizistischen Gebrauch bestimmte
Büchlein seinen Zweck am wirksamsten zu erfüllen.

Preise brofchiert RM. 1.—

Die Verfassungdes DeutschenReiches
m. d. Änderungenbis 1928 (Textausgabe) XPreis: NM. o.6o

Diese Ausgabe der »Verfassung« bringt den genauen Text in zu-
verlässiger Durchsicht mit den Veränderungen seit 1919. Die Druck-
legung (durch die Reichsdruckereh bietet ein ästhetisches Satzbild, gutes
Papier und einfachen, gediegenen Einband.

Einführungiu die deutscheKeilhsdersassnng
v. Ir. August 1919 XVon Dr. Siegfried Verger X4o.—45.T.

Die Reichsverfassung ist noch nicht fo im Volksbewußtsein ver-

wurzelt, wie es die politischen deutschen Vetange erfordern. Darum

muß mehr als bisher die Kenntnis der Reichsverfassung verbreitet

werden, und alle Deutschen haben die Pflicht, um die sachliche Kenntnis
des Staatsgrundgesetzes bemüht zu sein. Diesem Bemühen in volks-

tümlicher Weise zu dienen, ist Vergers Bü lein wohl geeignet.
(Ministerialblatt für die preu ische innere Verwaltung)

Die Schrift bedarf keiner besonderen Empfehlung mehr. Ihre
starke Verbreitung ift ein genügender Gradmesser für ihren Wert.

Gamburger Correspvndeny

Preis: steif tartoniert NR 2.50

Vom alten zum neuen Keilh
Kurier Abriß der deutschen VekxassungsgefchichteVon Prof. Dr. A. oru

In bewundernswert knapper Darstellung hat Zorn in einer

feiner letzten Arbeiten einen Uberblick über die deutsche Ver-

fassungsgeschichte gegeben von den Anfängen des deutschen Staate-
lebens über den Westfälischen Frieden und den Wiener Kongrefz zum
Bismarckreich und dem Reiche der Weimarer Verfassung, an dem ihm
das Wesentlichste ist, daß es den Grundgedanken der Vismarckschen
Schöpfung, den Staat des deutschen Volkes-— erhalten und für alle

Zukunft gesichert hat« Für den, der einen raschen Uberblick
über die deutsche Verfassungsgeschtchte wünscht, ist Zorn ein cherer
Führer-. « (Fahreskurse, d. II)

-

Preis: brofchiert RM. 0.6o

Itlliililrriiotilidldinsder dentsllieilGeilllilllle
KulturhistorifcherBeitrag zur Flag enfrage (mit Abbildungen)

Von Ernst äger
Es istlobenswert, daß ein bisher noch unbekannter junger Historiker

die Entwicklungsgeschichte der Farben Schwarz-Not-Gold geschrieben
hat. Jäger nennt feine kleine, wissenschaftlich wohlfundierte und dabei
gut populär eschriebene Abhandlung mit Recht einen kulturhiftorischen
Beitrag zur laggenfrage. Man wünscht das Heft, das zudem mit
einer Reihe seltener Bilder aus der deutschen Volksbewegung geschmückt
ist, in recht viele Hände. Mönigsberger Hartungsche Zeitung)

Preis: steifbrofohiert mit dreifarbig. Umfchlag nur AM. r.2o
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KIEFUAIIIENI
Auswablbette jeder Art mit sehr billigen Preisen
stehen ernst-betten sammlern gern zur Vertilgung.
Bestellen sie meine Auswablbette
s. Il- liess- ksssnltiurt s- lli» Goethe-frohe 2.

Die erste billige nngekiirzte Volksnnsgabe der

gesammelten Werke von
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Herausgegeben aus Anlalz des 70. Geburtstag-es des Dichters

sämtlichs lnbaltsangabe
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. Zertriimmerte Götzen. Ostpreulziscber
Zeitroman. 280 Seiten

. Der lilann von Bisen. Roman aus ost-

preulzischen Schreckenstagen. 306 Seiten
. Der Rucken-falls Roman. 252 Seiten
. Am Iloke des Barons. Bin lustiger

Roman. 208 Seiten
Der Wagen-ils. Roman. 218 Seiten

. Pan Kur-Unsinn Roman. 243 seiten

. Der Polenlliicbtling. Ein Roman aus

dem Osten. 247 Seiten
. Die siilze Not· Roman. 220 Seiten

10. Ritters-at Hobensalchovr. Gutsroman.
243 Seiten —

Jeder Band kann einzeln in Ganzleinen zum

Preise von RlllL 3.75, in Halbleder RM. 5.75
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preis der einzelnen Romane betrug etwa 51 Mk.
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Anstalt des Deutschen Besniten-Wirtsehaftsbuntles

'
- lcb bestelle bei der Deutschen Beamtenbuchbandluu ,

Buch-
· vertrieb des Beamtenscbriktenverlages G.1n. b.H.,Berl?nsW48.

Friedrichstr. 240-41, Abt. Il, Bergmann 3850, »F. S k o w r o n n e k , Ges. R o m a n e«

zum Preise von ............ .. gegen Monatsraten a ........... ..

— der ganze Betrag-— die erste

Rate —- iolgt gleichzeitig — folgt auf Postscheckkonto der D e u ts c b e n B e a m te n -

Z e n tra l b an k , Berlin 8287 — folgt am ................... .. (Briillluugsort: Berlin-Mitte)

Name und stand-
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- Eintritt-Einbeinwa
Gedenkbuch cler Keichsregierung
zum to. Verfassungslag am U. August 1929

mit Celeiiwonen von Reichspräliclentv o n h i n il e n v u r g unci Reichskanzler ls e r m. m ii l l e r

Die Neichsregierung hat zu diesem Tag ein Gedenkbuch heraus-
gegeben, das über den Anlaß hinaus dauernden Wert behalten wird.
Es stellt die Neuschöpfung des Reiches in den großen Rhythmus der

deutschen Geschichte, es läßt die Stimmen der Vergangenheit sprechen,
einen vielstimmigen Chor deutschen Geistes und deutschen Glaubens —-

in Zeugnissen und Zeugen des neunzehnten Jahrhunderts und unserer
Gegenwart tritt uns das Wachsen des politischen Geistes der deutschen
Nation entgegen, in mancherlei Abtönung, wie es der Vielfalt deutschen
Wesens entspricht, eine Abfolge von Stolz und Klage, von Mahnung
und Zuversicht —- aus Briefen, Reden, Schriften, Gedichten, Dota-
menten sind charakteristische Proben ausgewählt. Eine tnappe Einleitung

Das Erwachen der Nation 1807-——1815

J. G. Fichte, Heinrich von Kleist, Freiherr vom Stein, Hardenberg,
Scharnhorst, Gneisenau, Blücher, Ernst Moritz Arndt, Görres.

Erwartung und Enttäuschung 1815—1840

Ludwig Uhland, Das Wartburgfest, Der Untertanen Pflicht, Dema-
gogenverfolgung, Hegel, Goethe, Paul Pfizer, Das Hambacher Fest,
C. von Rottect, Die Göttinger Sieben.

Vormärz 1840—1848 «

Georg Herwegh, Hoffmann von Fallersleben, Friedrich List, Ferdinand
Freiligrath, Der ,,vereinigte Landtag«, Die badischen Liberalen.

Das Jahr der Paulskirche 1848——1849

Die Heidelberger Versammlung, Die Paulstirche, Die Männer der
deutschen Nationalversammlung, Heinrich von Gagern, Huldigung für
Arndt, Ludwig Uhland, Friedrich Ludwig Fahn, Jacob Grimm, Karl
Welcker, Robert Blum, Jacob Venedey, Hermann v. Beckerath, Karl
Hagen, Gabriel Riesser, Um das Oberhaupt des Reiches, Das Ende,
Karl Schurz.

Die Wege zur Einheit 1850-—1870

Preußens »Umonspolitik«, Ferdinand Lassalle, Der Deutsche National-

verein, Heinrich von Treitschke, Die Jdee der ,««Drias«,Frhr. v. Ketteler,
Bismarck, Das Zollparlament. —

Jm Kaiserreich 1871—1914
Der erste Deutsche Reichstag, Paul de Lagarde, Bismarcks Friedens-
politik, Der ,,Rembrandt-Deutsche«, Caprivi, Bismarck nach der Ent-

gibt den einzelnen Stücken die geschichtliche Stelle, die tlärende Auf-
hellung über Per önlichteiten, über 8eitlage.

So ist das uch eine Wanderung durch die Quellen ebiete der

nationalen und freiheitlichen Idee, wie das deutsche Schri ttum sie in

gleicher Lebendigkeit und umfassender Wahl noch nicht besitzt. Und die

Beiträge, die diesem großen geschichtlichen Gemälde aus der Feder
führender Politiker der deutschen Gegenwart angefügt werden, nehmen
das egebene Thema auf: keine Tagespolitik, sondern die geistigen
Kern ragen, denen sich das deutsche Volk heute gegenübergestellt sieht,
werden behandelt; auch hier die Vielstimmigkeit zu einem Grundton

zusammengestimmt.

lassung, Max Weber, Hohenlohe, Rudolf von Bennigsen, August Bebel,
Hans Delbrück, Friedrich Raumann, Bülow.

Weltkrieg, Sturz und Rettung 1914——1919

Gerhart Hauptmann, Ludwig Frank, Karl Broeger, Th. von Bethmanns
Hollweg, Richard Dehmel, Opfergang,Dotumente aus dem November 1918,
Der Feldmarschall an den Volksbeauftragten, Hugo Preuß, Ebert wird

Reichspräsident, Conrad Haußmann, Treue zur Heimat, WaltherRathenau,
Die Rationalhymne, Hindenburg übernimmt die Reichspräsidentenschaft.

Aufbau und Ausbau

Das Schicksal der deutschen Staatlichkeit v. J. O. Bredt. »Wesen
und Entstehung der Grundrechte in der Reichsverfassung von

Weimar« v. Konrad Beherle, »Der Deutsche Weg« v. Gustav
Stresemann, ,,Arbeiterschaft und Staat« v. Karl Severing,
»Die Weimarer Verfassung als Grundlage Deutschen Frauen-
lebens« v. Gertrud Baumes-, »Jugend und Staat« v. Heinrich
Krone, »Reich und Wehr« v. Walther Reinhardt, »Von
Versailles zur Freiheit« v. Werner Frhr. v. Rheinbaben, »Der
Tatwille der Rattonalen Selbstbehauptung« v. Wilhelm Frhr. v. Ga yl,
,.Osterrei s Recht und die Weimarer Rationalversammlung« v.Vaul
Löbe, » sterreich und Deutschland« v. Michael Hainisch, »Sinn und

Sendung des Ausland-Deutschtums« v. Georg Schreiber, »Das
Deutschtum außerhalb des Deutschen Reiches während der letzten
10 Jahre« v. Abgeordneten Rudolf Brandsch, »Die Volksstämme der

Deutschen« v. Willy Hetlpach, ,,Heimat — Deutschland —- Welt«

v. Walter von Molo, »Ebert und Hindenburg« v. Theodor Heuß.

Die Schrift umfaßt 220 Druckseiten, 25 Bildköpfe führender Deutscher aus 100 Jahren deutscher Geschichte nach künstlerischen Original-
zeichnungen, 40 Einschaltblätter auf Kunstdruapapier mit etwa 100 Abbildungen nach Dokumenten, Gemälden, Akten usw. aus der Geschichte
und Gegenwart des deutschen Volkes. Es ist ein Stück Anschauungsunterricht, der hier erteilt wird ; aus den Schätzen des Reichsarchivs werden
wertvolle Stücke zum erstenmal veröffentlicht. Für den geschichtlichen und staatsbürgerlichen Unterricht wird dieses Quellenbuch einen einzigartigen
Wert besitzen, darüber hinaus jedem Deutschen lebendigste Anregung geben, der den Gang des geschichtlichen Werdens in der Nähe verspüren will.

V o r u s r e i s . Die Halbleinenausgabe kostet 4,20. Bei Vorausbestellung bis Zo. Juli sind wir bereit für die Mitarbeiter und
z g p · Vertrauensleute der ,,Reichszentrale für Heimatdienst« einen Vorzugspreis von 3,00 RU. zu gewähren.

Bitte
deutlich
fchteibenl

Hier abtrennen:

kin die Reichszentrale für heimatdienlt, Berlin WZSP

Ich
Hiermitbestelle ...... ..

Lchr
Stück ................... .. Exemplare »Dentfche Einheit —- Dentsche Freiheit« zum

Verzuge-preis von 3.— RU. zuzügl. Porto und Verpackung (0,50). Die Zusendung (durch den 8entralschriften-
vertrieb, Abt. vom Zentralverlag G. m. b. H. Berlin W Zä) soll mit Rachna hme erfolgen — Zahlung auf Postscheck 78 995 Berlin
(8entralverlag G. m. b. H.) geht mit Bestellung ab. Lieferung nach Eingang der Bestellung vom 20..Juli ab. —

Ort:
,

Datum: -.. .............. .. Beruf: ...................................... .- Unterschrift«

Verantwle für den redaktionellen Teil gemäß Pressegesetz: Ministekialtat Dr. Strahl, Berlin. —- Fiir den Unzeigenteilr Waltek Schmiedicke, Berlin sw IS. —-
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